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Geldgeber
und Generaldirektor
Die Schleier über dem Ruhrgebiet etwas

gelüftet

Britische Militärregierung klagt Max ßeimann an
KPD -Vorstand stellt Fälschung der Düsseldorfer Bede Max Beimanns fest

Am Donnerstag, den 13. 1 . 1949 stellte Mr. „Sie werden beschuldigt, entgegen Ar¬
tikel 1 , Absatz la der Verordnung Nr. 8
eine Diskriminierung von Personen geför¬
dert zu haben, die der Militärregierung
oder den alliierten Mächten Hilfe geleistet
haben oder noch leisten können. Sie

brauchen sich nicht zu wundem, wenn sie
vom deutschen Volke als Quislinge ange¬
sehen werden. Die Zeit wird kommen , wo
sie mit Vergeltung (oder Repressalien ) zu
rechnen haben.“
Hierzu teilt die Pressestelle des Partei¬

haben am oder ungefähr am 2. 1 . 1949 bei Vorstandes der KPD mit:
einer öffentlichen Versammlung in der Die in der Anklage der britischen Mili-
Rheinhalle in Düsseldorf eine Feststellung tärregierung zitiertem Sätze entsprechen
folgenden oder ähnlichen Wortlautes ge- nicht dem Wortlaut der Rede Max Rei-
troffen : „Diejenigen Politiker, die bereit manns, sondern einem gefälschten , verloge -
sind , am Ruhrstatut mitzuarbeiten, nen Bericht in dem Hamburger Blatt „Die

Welt “ vom 4 . Januar 1949. 8000 Menschen
waren Zeuge dessen , was Max Reimann in
der Rheinhalle in Düsseldorf gesagt hat,
und diese 8000 können die Verlogenheit des
Berichtes der „Welt“ bezeugen . Zudem hat

Es ist dementiert worden, daß eine PoIlock’ der stellvertretende Generalinspek-
Holding-Gesellschaft für die Ruhrindustrie tor der Abteilung Oeffentliche Sicherheit
gegründet worden ist. Mindestens , so hieß der Britischen Militärregierung, Düsseldorf ,
es, seien die Meldungen verfrüht . General dem Vorsitzenden der Kommunstischen
Clay hat ein bedeutenderes Dementi zum Partei Deutschlands und Abgeordneten des
ersten Dementi gegeben . Bei der Erörterung Wirtschaftsrates und des Parlamentarischen
haben wir trotzdem einiges erfahren. Rates Max Reimann eine Vorladung des
750 Millionen Dollar , ist erwogen worden , Gerichts der Kontrollkommissionfür Diens-
sollen in das Ruhrgebiet fließen. Es gab tag , den 18 . 1 . persönlich zu . Die in dieser
Fachleute, die dabei Bedenken hatten , daß Vorladung erhobene Beschuldigung lautet
diese nicht reichen , um die aus diesem Anlaß wie folgt :
genannte Ziffer von 19 Millionen t Stahl
der Ruhrproduktion zu erreichen. Die Ueber- | ^| naiiMBHMi Niemand kann deutsche Politiker
frgmdung des Ruhrgebietes sollte danach rldX KCimdlW ! aus ih,* ,- Verantwortune entlassen ''
noch einige hunderte Millionen Dollar mehr ,

aus lnrer Yeraniworiung entlassen
betragen . Wie gesagt, es ist allerdings alles Nach Erhalt der Anklageschrift durch die Persönlichkeiten auf die Folgen ihrer Poli- .. . . .
dementiert worden. Wir selber sind miß- britische Militärregierung gab der Vor- tik dem deutschen Volke gegenüber auf- Max Reimann seine Wort für Wort schrift -
trauiscn. Wir erinnern uns , daß vor wenigen sitzende der Kommunistischen Partei merksam gemacht haben. Dies habe ich an - lieh niedergelegten Ausführungen bereits
ir

e2 -wi
aef ” i!r

eU*n d • 118 ,
zu

.
®n war : Deutschlands , Abgeordneter Max Rei - läßlich des Ruhrstatuts getan. Das Ruhr- am 31 . Dezember 1948 in Frankfurt ge-

msfriJi» PnurtÜ .
1 i -L ii k „ln , .

°
,
n mann , unserem in Bonn anwesenden Statut ist ein Teil der Londoner Empfeh-' macht . Die betreffende Stelle in seiner

nur v" t
" eSt" Sonderkorrespondenten auf seine Fragen zu lungen und die wirtschaftlichfe Grundlage Rede wurde am Abend desselben Tages von

Hon eiiTwr.äisr.h „r, t -
sei? . awu “ dem Inhalt der Anklage folgende Erklä- zum Besatzungsstatut. Dieses Besatzungs- der Nachrichtenagentur De na , sowie vom

WtTüS S Zn S 2 ; rung ab : * Statut wird die Souveränität des deutschen Radio Frankfurt in der „Rundschau
soear die Asnekte pinef nmorikanicrh Hont Frage : Herp Abgeordneter Reimann, Volkes auf unabsehbare Zeit aufheben. aus dem Hessenlande “ um 19 .45 Uhr wie
sehen Finanzkondominatsüber den westlichen die Öffentlichkeit erwartet von Ihnen eine Durch dieses Besatzungsstatut soll ein Frie- folgt zitiert:
Kontinent erkennen Dabei sollten dann die Aeußerung zu der Anklage des Militär- densvertrag verhindert werden, auch die „ich erkläre hier ganz offen . Derjenige
USA die Rolle des Geldgebers und Deutsch- gerichts , die Ihnen heute durch Oberst Pol- Einheit Deutschlands . Durch dieses Besat-
land die Rolle des Generaldirektors über- *ock ’ dem stellvertretenden Generalinspek- zungsstatut soll die Besetzung Deutschlands
nehmen. So drang das Wort von der Gefahr tor der britischen Militärregierung in Düs- verewigt werden. Durch dieses Besatzüngs-
einer „Germanisierung des Marshallplanes“ seldorf , Abteilung öffentliche Sicherung , Statut soll dieser westdeutsche Staat in das
bis in die Washingtoner Kreise.“ überreicht wurde. westeuropäische Militärbündnissystem ein-

Wir bekennen, daß wir auch zu den Antwort : Das Erstaunliche bei dieser bezogen werden.
Politikern gehören, die diese Gefahr sehen Anklage ist, daß die britische Militärregie- Frage : Glauben Sie, daß dieses Vor-
und auch jene, die in der Konsequenz des rung hierin die politische Tätigkeit gewisser gehen der britischen Militärregierung die _ _ __ _
Marshallplanes liegt . Dementi hin, Dementi Deutscher als ihr oder den alliierten Mach- deutschen Politiker schützen kann vor der Anklage gegen IhV Kommunistische Partei,
her ! Auf irgendeinem Wege wird das ten geleistete Hilfe anspricht. Das ist erst- Verantwortung, die sie dem deutschen Volk wen sie sich unermüdlich für die deutsche
versucht und durchgeführt, was so manche malig . Bisher haben diese deutschen Poli- gegenüber tragen, und daß das deutsche Einheit und die Lebensrechte des werktäti-
Politiker in Paris und London glauben und tiker dem deutschen Volk immer wieder ge- Volk sie aus dieser Verantwortung entlas- gen Volkes einsetzt , und weil sie einen
uns als Gewißheit erscheint. - Y. m. - sagt , daß sie im Auftrag und im Interesse sen kann? kompromißlosen Kampf gegen das Ruhr-
_ des deutschen Volkes arbeiten. Diese An- Antwort : Das kann und wird nie - Statut führt, das die Herrschaft üb’er das
Betretenes Scnweioen klageerhebung der Militärregierung gegen mals sein , denn diese Poytiker haben sich Herz Deutschlands dem »amerikanischen

wwinvisvii tigt unsere gegen diese deutschen Politiker nicht für ihr Tun die Aktivlegitimation uncj deutschen Finanzkapital» ausliefert.
Neue Millionen für die Kohlenbarone für alle Zeit unmöglich , ihre bisherige Be- durch das deutsche Volk geben lassen. Sie Die Anklage gegen Max Eeimann (ist eine
Gegen die Stimmen der KPD nahm der hauptung aufrecht zu erhalten . Sie bestä- wollen im Auftrag der Militärregierung Anklage gegen die einzige Partei in den

Wirtschaftsrat am 7. Januar eine von der ygt unsere gegen diese deutschen Politker vollendete Tatsachen schaffen . Das deutsche Westzonen die die Interessen des Friedens
Militärregierung angeordnete Subvention erhobenen Beschuldigungen, daß ihre poli- Volk aber will in seiner überwältigenden uncj des arbeitenden Volkes über die Macht-
von 34 Millionen für den Kohlenbergbau an . tische Arbeit der Militärregierung hilft , d . h., Mehrheit die Einheit Deutschlands . Es lehnt uncj profitgelüste einer dünnen Schicht in-
Wir veröffentlichen nachstehend eine Schil- <jaß ihre politische Tätigkeit die Militär- diesen westdeutschen Staat ab . Das deutsche ternationaler Finanzmagnaten stellt

der Szene durĉ i die bürgerliche rggieryng jn der Durchsetzung ihrer poiiti - Volk will eine gesamtdeutsche Regierung,
1

z
• if gezwungen ist, die SChen Ziele ln Westdeutschland unterstützt , einen Friedensvertrag und den Abzug aller Vertagung der Verhandlung

deutsche Politiker, der unter dem Ruhr¬
statut an der Bildung einer westdeutschen
Regierung mitwirkt und dadurch mithilft,
über Westdeutschland ein Kolonialregime
auzuüben, darf sich nicht wundern,
wenn er vom deutschen Volk als Quis¬
ling betrachtet wird..“
Die Anklage gegen Max Reimann ist eine

Wie sie sich irren !
Kreaturen bleiben Kreaturen
Das erste Reagieren auf das Ruhrsta¬

tut war ein Aufschrei und das natürlich«
„Nein“ . Das Echo war noch nicht verebbt,
da kam bereits, wenn auch zögend, da*
„Ja“ . Der Hauptausschuß des Parlamen¬
tarischen Rates in Bonn war geradezu
symbolisch dafür . Verspätet bekommen
wir Zeitungen aus dem Ausland zu Ge¬
sicht. Wie diese sich irrten , das ursprüng¬
liche „Nein“ als bare Münze zu nehmen.
Es wirkt grotesk, wenn man heute einige
Stimmen des Auslands liest. Warum , mag
der Leser selbst ermessen.

Die Schweizer „Tat“ schreibt : „Daß
verantwortliche deutsche Regierungs¬
häupter die Zivilcourage aufbrachten,
eine so offene Sprache zu führen, obwohl
sie doch weitgehende Kreaturen der Be¬
setzungsmächte sind und sich jedenfall*
ganz in deren Hand befinden , hat in Lon¬
don zu heftigen antideutschen Ausbrü¬
chen geführt .“

Die „Tat“ mag keine Angst haben. Die
Kreaturen sind Kreaturen geblieben

In der Londoner „Times“ nimmt Vic¬
tor Gollancz zu dem gleichen Thema
Stellung. Er gilt als Freund Deutschlands
und bricht eine Lanze für die Männer ,
die gegen das Ruhrstatut — wir können
nicht mehr sagen, „stehen“ , sondern
einige Stunden — standen. Wir erfahren
einiges dabei. Victor Gollancz schreibt :
„Unter den Kritikern des Ruhrstatuts
finden sich Männer, wie Herr Arnold , ein
Stkatsmann , der in hervorragendem
Maße von dem Gedanken der Humanität
und dem deutschen Geiste durchdrungen
ist . . . und Herr Böckler , der wiederholt
einen Aufstand ( !) der Arbeiter gegen die
Besatzungsmacht verhindert hat , ein Ge¬
werkschaftler von hohem internationalem
Verantwortungsbewußtsein. Sind diese
Männer nicht unsere Alliierten und soll¬
ten wir das , was sie sagen , nicht im
Geiste der Gleichberechtigung und mit
Achtung behandeln?“

Abgesehen davon, daß Victor Gollancz
eine Lanze dort bricht, wo keine mehr zu
brechen ist, denn mittlerweise sehen die ,
die er anführte , im Ruhrstatut einen
„Fortschritt“ , ist es interessant, zu erfah¬
ren , wie man so einige Politiker und Ge¬
werkschaftler Deutschlands einschätzt .
Dr. h . c . Böckler , ein Alliierter der Alli¬
ierten , ist gut. Als Gewerkschaftsvorsit¬
zender der britischen Zone wäre es wahr¬
haft besser, er wäre ein Alliierter der
Ruhrkumpels, der Proleten der verschie¬
densten Industiezweäge . Das kann er wohl
nicht sein nach dieseiÄ« Urteil. Und noch
eine Frage dabei. Velohem Schauerroman
und welch unsinniger Vorstellung ver¬
dankt er sein Verdienst, daß er „wieder¬
holt einen Aufstand der Arbeiter gegen
die Besatzungsmachtverhindert hat?“ Für
uns sind diese Feststellungen aufschluß¬
reich , denn uns kam es oftmals nieht ge¬
heuer vor und wir hatten mehr als ein¬
mal das Gefühl, die Besatzungsmächte
sehen Gespenster. Daß aber ein Dr . h. c.
dabei — natürlich in übertragenemSinne
— einen Orden erhält , kommt ; uns gro¬
tesk vor. V. J y. m.

sachliche , logische Haltung des Sprechers Frage : Warum erhebt die britische Besatzungstruppen. Es kann infolgedessen Die Verhandlung gegen den Vorsitzen -
o
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and: die Militärregierung diese Anklage gegen Sie? Politiker, die seinem klaren Willen entge- den der KPD in den Westzonen , Max Rei-

seits zeigt , wie aie Durgerucnen Farteien Antwort : Ich werde angeklagt, weil genhandeln, nicht aus der Verantwortung mann, vor dem englischen Militäregericht
» * ““ » ■»>“*“ »

KPD
in selbständiger Politik

ist auf den 27. Januar vertagt worden.

Sagen.
„Die Szene ist der Wirtschaftsrat. Das

Thema die von der Militärregierung befoh¬
lene Subvention für den Kohlenbergbau in
Höhe von 22 Millionen DM. Die Rede des
gemeinsamen Berichterstatters der drei Un¬
tersuchungskommissionen ist gerade ver-

Tschiang kai -Schek vor bedingungsloser Kapitulation
Nordchina völlig in der Hand der Kommunisten — Die Friedensbedingungen Mao Tse Tuns

Im Norden Chinas ist Tientsin mit sei- tionalchinesischen Truppen hat mit dem Warum die Sowjets Vermittlung ablehnten

In einem ausführlichen Artikel nimmt Max
Reimann . der Vorsitzende der KPD , zu
der Lösung von der Arbeitsgemeinschaft SED /

0 KPD Stellung . Darin heißt es u. a. :
Auf der 8 . Parteivorstandssitzung, die am

3. Januar 1949 in, Düsseldorf tagte, beschloß
der Parteivorstand einstimmig die organisa¬
torische Trennung der KPD von der SED.
Dieser Beschluß hat bei den Gegnern unse -

klungen. Sie .hatte nochmals dargelegt, daß nem Hafen gefallen. Auch Peking ist für komunistischen General - Lin Pi Ao ein nie Sowjetunion begründete in einer der !jer
,
Par*®* Un<* *U

ein Zuschuß für notwendig gehaltenwerde Tschiang Kai-Schek verloren. Der Stadtrat Uebereinkommen für die Uebergabe Pe- Nationalregierung Chinas überreichten Note Spek ulationei bei zlmen g •
wenn es sich auch nicht um emen akuten von Peking ersuchte um einen Waffenslill- kings und einen separaten Friedensvertrag - ihre Ablehnung, im chinesischen Bürger- Xenkonf erenz unserer Partei,
Notstand handele. Immerhin Werden 2,6 stand. Eine Volksregierung für Peking ist , in Nordchina getroffen. . krieg zu vermitteln. Es heißt in der Note , „mM» für h ,p PaVSl
Millionen DM monathdi als Unterstützung wje der kommunistische Rundfunk Nord - Die acht Vorbedingungen für den Frie- daß die Uebernahme einer derartigen Ver- Vorstand zu bilden

’
Dies geschah

für erforderlich gehaüen . Die dann fol- Chinas verkündet , bereits gebildet. den Mao Tse Tuns sind: Bestrafung der pflichtung mit dem von der Sowjetunion Politik der Partei auf Grund der
gende kommunistischeStellungnahme findet Nördlich Nanking fiel Pengpu in die Kriegsverbrecher, Aufhebung der Verfas- vertretenen Prinzip der Nichteinmischung in ^ SOnderfn I^ ße im Westen Seitlich
fjf 16a Unßwiw
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Uhl

.e® Zuhörerschaft , Hand der kommumstisch -demokratisciien sung von 1947 Abdankung der Kuomin - die Angelegenheiten anderer Staaten nieht ^ auszurichten Ferner beschlossen
.
den Wirtschaftsrat em seltenes Schau- Befreiungsarmee. Die Bedrohung Nankings tanfpartei , Bildung einer Nationalarmee vereinbar sei . ' d?e MederteTden NamenLXeflS

spiel : ernste , vernünftige Worte über die ist unmittelbar, , ebenso die der Handels - auf demokratischer Grundlage Beschlag - .
Delegierten, den Namen unserer i-arcei

finanzielle Lage der Steinkohlenindustrie. . . metropole Hanklq .
' * nahmedesGroßklDitaN Bodenreform An- China , ein diplomatisches Problem , in Sozialistische Volkspartei zu andern.

Die gewaltsam angefügten Sätze eines
Sozialdemokraten, die Subvention-
ganz klar vom Ruhrstatut getrennt.

nähme des Großkipitals, Bodenreform, An-
nulierung aller Verträge, die den Ausver-

i/iuiiii, ein aipiomausuies rrouiciu y uvz -iauauswic «u . ,77.
- nuiierung aiier vertrage aie uen aus ver- Die Diplomatie des Westens erörtert et- Dieses wurde uns jedodi von den Mih ar-

Xin „ chinesische Kommunistenführer Mao kauf chinas an ausländische Mächte zum was erschreckt die Konsequenzen , die eine ^ gSdamaTsSS
™

ich diesenBe -
““““ - • —* *- .° ~ ~7 . ’ dar*n Tse Tim hat der Nationalregierung ulti- ziele hatten-, Einberufung einer Konferenz völlige Beherrschung Chinas durch dieKom- . Feststellung daß der Kamnf
könne er das Einverständnis des Hause » mative Friedensfordeningen überreicht. Die. ohne Vertreter der Reaktion und Bildung munisten sich für die Vereinten Nationen f* lu?nXin1feit Frtmfri ^ nds um difXf -
wohl voraussetzen, vermochten den Ein- Nationalregierung Tschiang Kai-Scheks muß P inPr demokratischen Regierung. ergeben werden. Neben die Sowjetunion um die Einheit Deutschlands , um die aui
druck seines Vorredners nicht zu verwi- nach ihnen bedingungslos kapitulieren. Nach - j-,je Friedensverhandlungen Mao Tse käme im Sicherheitsrat eine zweite kommu- richtung emer neuen demokratischen Ord-

schen . — Betretenes Schweigen . — Die An- dem vergeblichen Versuch, die Westmächte TSmq wurden von ihm mit ojnPr eingehen- nistische Macht , die über einen ständigen nung in ganz Deutschland von uns gefuMt
nähme des Antrages auf Subventionierung und auch die Sowjetunion zur Friedensver- d Darstellung der Situation erörtert . Die Sitz mit Vetorecht verfügen würde. Die werden muß unter den besonderen Pedm*

des Kohlenbergbaues, so wie sie die Militär - mittlung einzuspannen, ist man nunmehr , t , . es genügen nur noch einige Verteilung wäre in Zukunft also zwei zu gungen
^
der politischen Lage im Westen

regierung befohlen hatte , führte jäh in die bereit, im Lager der Kuomintang die Frie- oj,iäg e der kommunistisch -demokratischen drei. Ein kommunistisch - demokratisches Deutschlands. Darum war es notwendig , daß
Wirtlichkeit zurück .“ densbedingungen des Kommunistenführers Armeen um die Kuomintang zum Einsturz China aber nicht anzuerkennen , beschwört zunächst die gesamte Partei im Westen
Wirklichkeit zurück .“

Wirtschaftszeitung, Stuttgart , 12, 1 1949. Mao Tse Tun anzunehmen. Der zentrale
_ . politische Ausschuß der Kuomintang hat
Erneut Aufstande m Burma sich für eine Beantwortung der ~Friedensbe-

An der Südostküste von Burma, im Ge- dingungen ausgesprochen. Tschiang Kai -
blet - von Moulmein und auf der Insel Scheks Ministerpräsident Sun Fo hat im
Bilugyun ist es zu neuen Aufständen gegen national-chinesischen Kabinett einen Vor-
die englandhörige burmesische Regierung schlag unterbreitet , um einen sofortigen
gekommen. Die Hauptstadt von Burma Waffenstillstand noch vor Zusammentritt
Chaungzon wurde von den burmesischen einer Friedenskonferenz zu bitten . Der
Freiheitskämpfern eingenommen .

zu bringen.“ die Gefahr des Endes der UN herauf.

Deine ReHe soll sein : 3a , jal Nein , nein !

SP»Nein Ja

Deutschlands eine einheitliche Führung er¬
hielt. In einer Rede auf der Delegiertenkon¬
ferenz am 30. März 1948 sagte ich:

„Klar und nüchtern müssen wir die Lage
einschätzen und erkennen, wo wir im We¬
sten Deutschlands stehen, um uns und allen
demokratischen friedliebenden Kräften in
unserem Volke den Weg freizulegen , damit

- - Das Ruhrstatut übertrifft die schlimm - „Es war ein guter Tag in Bonn . Eine wir erfolgreicher bis bisher den nationalen
nordchinesische Oberbefehlshaber der na- sten Befürchtungen , obwohl die vorberei- rhetorische Meisterleistung war die Zustim - und sozlalen Kampf hier fu ren können .

Unterschiedliche Entwicklungtfende Stimmungsmache in der ganzen Welt mung von ProfeSsor Carlo Schmid (SPD)
schon einiges erwarten ließ . . . Die Sozial - T. ,,»,™*.,*,,*
demokratische Partei erklärt sich mit die- zum Run ^ tatu .
sem Dokument nicht einverstanden."

(Aut der Erklärung de* SPD-Parteivorstandet (Peter von Zahn im Nordwestdeuttchen Rund-
It. SPD-Prestediemt , Hannover , 29 . 12. 1948). funk am 7. 1. 1949 — 18.45 Uhr).

Massaker in Durban gierungsstreitkräften in der mazedonischen
, , . . . _ „ Stadt Naoussa die bisher schwerste Nieder -

Durban in Südafrika erlebte em Pogrom j ^ „
fürchterlichen Ausmaßes gegen seinen indi- wie nicht anders zu erwarten , wird

Nein CDU Ja

■ Der neugewählte Parteivorstand erhielt
von den Delegierten den Auftrag, eine Ana¬
lyse der Lage in Deutschland — vor allem
aber der Lage im Westen Deutschlands —
zu treffen und unserer Partei eine Grund¬
lage für ihre praktische Politik zu geben .
Der Parteivorstand hat dies in der Erklä-

, rung des Parteivorstandes zur politischen
_ _ _ auvrcio „ „ „ „Wenn nicht entschlossen mit dem bis- „In der Rhetorik vielleicht etwas wenl- ^Lage getan. Neben einer gründlichen Unter-
schen Bevölkerungsteil. Hunderte von Indier hintlrher

^
aus Athen

°berichtS
"

daß
*
sich

"
die herigen System gebrochen wird, sehe ich mit ger gut, sachlich aber vielleicht noch über- suchung der Lage im Westen Deutschlands

wurden getötet, tausende verletzt. Sie g, . . w :ede_ in Händen der Regierungs - Sicherheit den Zeitpunkt herankommen, an zeugender, begründete der Fraktionsführer und der Herausarbeitung der Perspektive
wurden massakriert, verbrannt und gestei- truDDen befindet dem den Deutschen nichts anderes übrig der CDU/CSU, Dr . Strauß, die Zustimmung wurde auch gleichzeitig in dieser Erklärung
ntgt. Die Rassenpolitik Dr, Marians, des Prä- . bleibt , als durch Verweigerung der Mitarbeit seiner Fraktion zum Ruhrstatut.“

sidenten der Südafrikanischen Union , die Zwangsarbeit im Westen . wenigstens ihre Ehre vor der Nachwelt zu
sich in nichts von der des Nationalsozialis - Die englische Militärregierung hat sieben retten .“ _ (Nordwestdeutscher Rundfunk 7. 1. 1949 —
mus unterscheidet wenn auch das Objekt Arbeiter, die sich weigerten, die De- (Dr. Adenauer It „Die .Welt“ vom 1076. 1948) 18 .45 Uhr).
1 _ t . . J t « i 11 t*i l4 *ä rfn-föitiCft * • . ■ . «* L a !■■„ Okeine Juden sind, hat ihre Früchte gezeitigt , montagearbeiten beim „Bochumer Verein1
Der frühere Ministerpräsident Smuts gab durchzuführen, vor ein englisches Militär¬
einen Kommentar zu den Ereignissen in gericht in Bochum zitiert . Auf Antrag der
Durban, der dies zum Ausdrude brachte. Verteidigung wurde die Verhandlung aus- .

Nein KPD Und nochmals : Nein

die unterschiedliche Entwicklung der Ost¬
zone gegenüber den Westzonen herausgear¬
beitet und demzufolge die entsprechenden
Aufgaben für unsere Partei und für die
werktätige Bevölkerung festgelegt .

Es ist eine Tatsache , daß die KPD im
Westen Deutschlands die einzige Partei ist,

_ = _ = _ „Derjenige deutsche Politiker, der unter „Das Ruhrstatut bringt uns nicht die De- die gegen die Londoner Empfehlungen , die
gesetzt und auf einen neuen Termin vertagt, dem Ruhrstatut an der Bildung einer west- mokratisierung und Entmilitarisierung. , die Aufspaltung Deutschlands bedeuten,

Griechenland , ein zweites China wenn es sich um Arbeiten für die englische deutschen Regierung mitwirkt und dadurch Wir sagen Nein zum Ruhrstatut, zum Be- auftritt , und die Konsequenz fordert, daß
In gleichem Umfange wiederholt sich in Besatzungsmacht handelt , scheint jegliche mithilft, über Westdeutschland ein Kolonial- Satzungsstatut , zu der Bonner Spaltungs- die . Westmächte die Beschlüsse von Jalta

dem kleineren Griechenland, was wir in Freizügigkeit der Arbeiter aufgehoben zu regime auszuüben , darf sich nicht wundem , fassung und zum westdeutschen Staat. und Potsdam einhalten, dielsie zum Aufbau

China erlebten. Wieder eine Regierungskrise sein. Die englische Militärregierung stellt wenn er vom deutschen Volk als Quisling Sicherheit , Fortschritt, Demokratie und Frie- einer demokratischen Entwicklung in

und dazu noch eine Hiobsbotschaft für die Arbeiter vor Gericht In der Presse haben betrachtet wird.“ den kann nur ein wiedervereintes Deutsch- Deutsehland nach Beendigung des Krieges

Freunde der ausgehaltenen Monarchofaschi - wir in diesem Zusammenhang nichts von (Max Reimann anläßlich seiner Rede im Iand gewährleisten. gem -in^ m mit der Sowjetunion faßten,

sten Griechenlands UP meldet: „Aufstän- Zwangsarbeiten gelesen . Das soll es nur Althoff-Bau zur 30-Jahr-Feier der Gründung (Abgeordneter Renner im Parlamentarischen Wir kämpfen auch als einzige Partei

dische de« General Markos fügten den Re- in der Ostzone geben, dtr KPD am 31. 11194t), Rat, Bonn, am 7. l . 1949). gegen das Besatzungsstatut und gegen das



Seite 2 Badisches Volksecho Mannheim , 20. Januar 1949

Ruhrstählt , welches die Spaltung Deutsch¬
lands vollendet, das Ruhrgebiet aus einem
gesamtdeutschen Wirtschaftslcörper heraus¬
löst und die gesamte westdeutsche Wirt¬
schaft unter die Kontrolle ausländischer
Monopolkapitalisten Stellt. Gemeinsam mit
der SED kämpfen wir gegen das Vorhaben
der Westmächte, Deutschland zu spalten
und durch das Besatzungsstatut einenFrie¬
densvertrag mit Deutschland zu verhindern
sowie die Besatzung zu verewigen. Wir
kämpfen gemeinsam mit der SED
dagegen, daß Westdeutschlandremilitarisiert
und in einen kriegerischen Blöde gegen an¬
dere Völker einbezogen wird.

Der praktische Kampf um die Herstel¬
lung der Einheit Deutschlands ist im Westen
anders zu führen als in der sowjetischen
Besatzungszone.

Wie liegen die Dinge im Westen
Deutschlands ?

Die sozialdemokratische Parteiführung
hat es bisher verstanden, die Einheit der
Arbeiterklasse zu hintertreiben . Die Volks¬
kongreßbewegung für eine gesamtdeutsdie
Republik ist durch die Militärregierungen
auf Anraten ihrer Politiker von der SPD
bis zur CDU verboten worden. Aus dieser
Lage heraus ergibt sich für unsere Partei
,und für alle demokratischen Kräfte, die für
die Einheit unseres Vaterlandes sind , eine
ganz andere Situation im Vergleich zur Ost¬
zone und demzufolge muß unsere praktische
Politik auf Grund der hiesigen Verhältnisse
im Kampf um die Einheit Deutschlands
entwickelt werden. In der Erklärung des
ParteiVorstandes zur politischen Lage haben
wir ganz klar die Auseinanderentwicklung
zwischen der Ostzone und den westlichen
Besatzungszonen aufgezeigt und diese hat
sich in den letzten Monaten noch vertieft.

Die Betriebe sind den Konzernherren
wieder zurückgegeben worden. Die alten
Wehrwirtschaftsführer bestimmen wieder in
diesen Betrieben. Hinzu kommt noch, daß
durch das Ruhrstatut und das Gesetz 75
ausländisches Kapital in die Industrie zieht
und demzufolge diese in die Hände des aus¬
ländischen Monopolkapitalismus kommt . Da¬
durch werden die Arbeiter, Angestellten und
Beamten einer doppelten Ausbeutung
unterworfen . Auf Grund des Marshall¬
planes, des Ruhrstatuts und des Besatzungs¬
statuts wird jede Sozialisierung verboten
und darüber hinaus können alle Gesetze , die
von deutschen Parlamenten beschlossen wer¬
den , durch das Besatzungs - und Ruhrstatut
aufgehoben werden. Wir gehen im Westen
Deutschlands einemScheinparlamentarismus,einer Scheindemokratieentgegen . So müssen
wir es offen aussprechen, der Westen
Deutschlands wird in ein Protektorat ver¬
wandelt. Durch dieses Besatzungsstatut
wird die Souveränität Deutschlands aufge¬
hoben.

Die Demokratie erst erkämpfen
Aus dieser Lage heraus muß sich; für

unsere Partei eine andere praktische Politik
entwickeln, als für die SED in der sowjeti¬
schen Besatzungszone. Im Westen Deutsch¬
lands müssen wir erst im härtesten Kampf
die .Demokratie erkämpfen. Hierzu ist es
aber notwendig, daß wir den Kampf um
Lohn , um bessere Arbeitsbedingungen und
das Mitbestimmungsrecht der Werktätigen
gegen die Teuerung, gegen die Steuern, ver¬
binden mit dem Kampf um die Einheit
Deutschlands .

Ich betone noch einmal ausdrücklich ,
daß im Kampf um die Einheit Deutschlands
für eine gesamtdeutsche Regierung , für den
Abschluß eines Friedensvertrages und für
den Abzug der Besatzungstruppen, daß es
im Kampf um die Entmachtung der deut¬
schen kriegsverbrecherischen Konzernherren
und Großgrundbesitzer im Westen Deutsch¬
lands zwischen uns und der SED keinen
Unterschied gibt, sondern daß %ir unsere
praktische Politik im Westen Deutschlands
aus den besonderen Verhältnissen heraus
entwickeln müssen, wenn wir den Kampf
um die Einheit Deutschlands , um eine neue
demokratischeOrdnung, in ganz Deutschland
siegreich bestehen wollen.

Die drei Großen des Sozialismus fJSfSÄ'SSStes? ' * “
, Was Karl Liebknecht sprach, was Rosa

Knrl Iiiphknppht verfolgt , als manch , anderer ihrer Partei- Tod weisend . So kämpfte Liebknecht mutig Luxemburg schrieb , war Ausdruck der gro-
■*■*■“ * 1 mvuauctui freunde. Wegen seiner Schrift „Militarismus und opferbereit bis zu seinem tragischen ßen Friedenssehnsucht der Völker , war

„Karl Liebknecht auf der Flucht er- und Antimilitarismus“, die er schon sieben Ende . Kampfansage gegen die Mächtigen und doch
schossen !“ „Rosa Luxemburg von der Volks - Jahre vor Ausbruch des ersten Weltkrieges so Ohnmächtigen dieser Welt . Sie fielen im
menge erschlagen!“ — so schrieb eine feile veröffentlichte, wurde er zu eineinhalb Jah - Dabo IiDX6lt ) bllFSf Kampf, von feigen Mördern erschlagen , doch
Lügenpresse in den Januartagen 1919, nur ren Festung verurteilt . Mutig bot er den IIWOU b das Programm, für das sie stritten , lebt,
schlecht verbergend, was sich in Wahrheit Richtern des wilhelminischen Deutschlands Neben ihm stand seine Kampfgefährtin,
zugetragen hatte . Das aber , was in jenen die Stirn und erklärte ihnen: „Sie können die auch im Tode ihm noch Genossin war:
Tagen geschah , war die Krönung einer meine Existenz vernichten und die meiner Rosa Luxemburg. Kompromißlos und leiden- LGDiD
Mordhetze , zu der die sozialdemokratische Kinder, aber nichts wird mich hindern , für sfcaftlich wie er , kämpfte sie gegen die
Presse am 14. Januar 1919 die Begleitmusik mein politisches Programm weiterzukämp- Kriegshetzer und das Völkermorden, und Als Wladimir Iljitsch Lenin am 21 . Ja¬
machte . fen“ . Und für dieses politische Programm ebenso wie ihn, warf man sie für lange nuar 1924 aus dem Leben schied , verlor die

„Viel hundert Tote in einer Reih ’ des Friedens und des Sozialismus kämpfte Jahre ins Gefängnis . Ein vergeblicher VSr- Menschheit einen ihrer größten Söhne Ihm
Karl, Rosa , Radek und Kumpanei er während des ersten Weltkrieges, als er such , ihre Stiimne zu ersticken, die auch war es noch vergönnt, den Beginn der Ver-
’s ist keiner dabei hinter Kerkermauem noch um den Frieden wirklichung des Programms zu erleben, für
’s ist keiner dabei!“ _ kämpfte. Keine Zensur und nicht die welches Karl Liebknecht und Rosa Luxem-

So schrieb der „Vorwärts1
,
1 — und am strengste Ueberwachung konnte Rosa Lu - bürg allzu früh ihr Leben opfern mußten.

Tage danach waren sie „dabei“ . Waren Karl xemburg hindern, Flugblätter und Aufrufe sie selbst und mit ihnen die internationale
und Rosa die Opfer eines vorsätzlichen IMBl . zu schreiben , die dann später in Fabriken Arbeiterbewegungwaren befruchtet von dem
bestialischen Doppelmordes . Sie fanden ge- IflHf zirkulierten und oft sogar bis in die Schüt - Geist und den Taten dieses Giganten, der
rade in jenen Kreisen ihre Mörder, deren HB ? zengräben gelangten . Unter dem Namen die theoretischen Eikenntnisse Marx’ und
blutiges Handwerk sie Zeit ihres Lebens be- Hrar . ; „Junius“ schrieb sie eine berühmte Streit- Engels ’ weiter entwickelte und auf die
kämoften. BBt > schrift gegen die kaiserlich - imperialistische Epoche des Imperialismus, der Epoche der

So verschieden Karl Liebknecht H ^ H [H Kriegspolitikund ihre Handlanger im sozia- Kriege und der revolutionären Erschütte-
und Ros ; Luxemburg auch in geisti- hstischen Lager. Mag . auch manches in die- rungen, anwandte. Von seiner unerbitt-
ger Begabung und Temperament waren, ihr v " - jrf^ B ser Schrift unrichtig gewesen sein , und vie- liehen Logik und der Schärfe seines Ver-
Lebensweg weist doch viele gemeinsame <$ '& , jnft |B les heute überholt, das anklagende und ver- Standes bezwungen, konnten sich die treue-
Züge auf. Zwei Eigenschaften zeichneten r; nmmsMEm» nichtende Urteil Rosa Luxemburgs über die sten und ehrlichsten Teile der Arbeiterklasse
beide vor allem aus : Konsequenz im Den- bürgerlich-kapitalistische Welt gilt mehr seinen Lehrern nicht entziehen und schufen
ken, Mut und Opferbereitschaft im Handeln, von der Tribüne des Reichstages den aenn je : „Geschändet , entehrt , im Blute jn allen Ländern der Welt Kommunistische
Als die überragenden Führerpersönlichkei- Kriegshetzern und Burgfriedenspolitiken! watend, vom Schmutz triefend, — so steht Parteien , die alle Vorbedingungen besaßen ,
ten der jungen KommunistischenPartei kon- seih „Nein“ entgegenschleuderte. „Nicht die bürgerliche Gesellschaft da , so ist sie. die zur Verwirklichung des Sozialismus
zentierte sich gegen sie aller Haß der herr- Burgfrieden, sondern Burgkrieg gegen den Nicht , wenn sie geleckt und sittsam Kultur , Voraussetzung sind,
sehenden Gewalten, wurden sie in ihrem ge- Feind im eigenen Land“ proklamierte er, Philosophie und Ethik, Ordnung, Frieden .
meinsamen Kampf für Demokratie, Sozialis - damit der Arbeiterbewegungund demdeut - und Rechtsstaat mimt, als reißende Bestie , Schlicht und bescheiden , durch tausend
mus und Frieden am wütesten gehetzt und sehen Volke den Weg aus millionenfachem als Hexensabbat der Anarchie , als Pesthauch Fäden mit den Massen eng verbunden, war

i - . Lenin der Führer der „untersten“ Schichten
_ ■ ■ ■ der Menschheit im Kampf um ihre Befr^ -

Bonn erfüllt nur Vorschriften der Westmachfe Großgrundbesitzer. Unter seiner Führung
trug die sozialistische Oktoberrevolution ln

Süsterhenn fragt , ob auch alle Vorschriften der Londoner Beschlüsse gewissenhaft erfüllt werden der Sowjetunion den Sieg davon , ein Sieg ,
der von wahrhaft weltgeschichtlicher Be-

Von unserem BonnerSonderkorrespondenten Landesflnanzverwaltungen bestehen und Votum einzuholen . Aus dieser Haltung er- deutung ist und als Wendepunkt in der
Es wäre den Abgeordneten des Paria- durch sie die Steuererhebung für den Band klären sich die drei Fragen, die Herr Dr. Menschheitsgeschichte vermerkt werden

mentarischen Rates sehr viel wohler. wenn miterledigen zu lassen . Man hätte auch Adenauer vor Weihnachten in Frankfurt an muß .
die britische Militärregierung nicht auf den r̂a®en müssen , welche steuerpolitische Be- die Militargouverneure gerichtet hat und da Liebknecht und Luxemburg kämpfteEinfall gekommen wäre den Vorsitzenden deutung dieser Entscheidung zukommt, da ihm bekannt ist, m welchen Punkten die L_
to KPD AteltoRSnSi vot eta M - doch die Finanzverwaltung die wichtigste Auffassung des französischen Gouverneurs ntea £ inzT
litärgerichtzu steten SSdTe als Person- und vielleicht die einzig dauerhafte Klam- von , der seiner Kollegen abweicht, wartete mal von ihm als; richtig , erkannten Prn^

-

lichkeiten zu charakterisieren die durch mer kt » die den künftigen westdeutschen er ab, bis General König dort den Vorsitz P1*1}. | ^ ? d erh
. g , .

ihren Verfassungsentwurf und
’ durch ihre Staat Zusammenhalten und die Separation führte , um seinen Fragen ein besseres Echo sle schärfsten Gegensatz zuj » uch-

BereitwiinSce^ ^
an ^ er Ausführ^ des einzelner Länder erschweren oder vertun- zu sichern und die Antwort zu bekom - dVro

* *
Ruhrstatut! m

’
itzuarbeiten der

H
britischen fern kann. Mitten in dieser Diskussion , die men, die den föderalistischen Interessen der SSüitlresse

01
de^ hemdiendra

* KtasSe
Militärregierung Hilfe geleistet haben oder ^ der nicht staatspolitisch, sondern finanz- CDU am dienlichsten ist. StSf In seinem Land venvirklichte er
mif gutm

n
Gru^

e
- leineTrhfhung

3
hr ^ ÄfftÄÄSto - Es ist zu fragen und wir fragen nicht den Beschluß des internationalen Soziali-

Autorität dem deutschen Volk gegenüber der der CDU-Fraktion und Justiz- und Kul- zum erstenmal, ob die Parlamentarier in stenkongresses m Stutgart , vom Jahre 1907,
zu erblicken und sind _ wiederum mit gu- tusminister von , Rheinland-Pfalz die be- Bonn wirklich noch Anspruch darauf erbe- in welchem es hieß:
tem Grund — der Meinung daß das seit- s°rgte Frage auf, ob denn mit diesen Ar- ben, vom deutschen Volke noch ernst ge- „Sollte der Krieg dennoch ausbrechen,
her schon geringe Interesse kn dem Bonner «kein auch die Vorschriften der Londoner nommen zu werden, wenn sie monatelange so ist für dessen rasche Beendigung eln-
Verfassungsentwurf dadurch noch mehr ab- Beschlüsse der sechs Machte gewissenhaft Arbeit darauf verwenden, eine Verfassung zutreten und mit allen Kräften dahin zu
flauen wird. Krampfhaft und mit einem erfüllt würden. Für die Verfassung sei von zu beraten, die in ihren wesentlichen Punk- streben , die durch den Krieg herbeige -
Aufgebot dialektischer Kniffe hatten sie den auftraggebenden Mächten ein Rahmen ten gar nicht von ihnen zu beschließen , führte wirtschaftliche und politische Krise
seither , die Fiktion aufrechtzuerhalten ver- abgesteckt worden und der Parlamentari - sondern nur m Reinschrift zu bnngen ist , da zur Aufrüttelung des Volkes auszunutzea
sucht, däß sie im Aufträge des deutschen f* e Rat mdsse si* jeder Entscheidung bereits vor ihrem Zusammentritt feststand, ^ dadurch die Beseitigung der kapitali-
Volkes handeln und der „freien Gestaltung klar sein , ob er sich innerhalb dieses Rah- was dann zu stehen hat . Diese „Reinschrift stischen Klassenherrschaft zu beschieuni -
seines nationalen Lehens“ dienen wi -» sie mens bewege . Es sei dem Rat doch deuü- kostet immerhin bis jetzt den deutschen „
so pathetisch in der Präambel sagen

^
Das Uch gesagt worden, daß das von den Mili- Steuerzahlern schon vier Millionen DM, von ‘

ztelttjetzt nicht n^ iu-
^

Dte
'
unwalu -ĥ f

'
tigk^it tärgouverneuren am 22. November über- den politischen und wirtschaftlichen Folgen Als Lenm starb , hielt die Welt den Atem

dieserBehausung wurde^ Son ^tn der WMh - reichte Dokument keineswegs eine private dieser Spaltertätigkeit gar nicht zu spre- an, und Freund und Feind wußten daß
n^ htskrise

'
des Pariamentarishen Rafas aus Meinung darstelle, sondern bindende An- eben . Diese Folgen kosten die Souveränität einer jener ganz Großen für immer dahin

Weisungen für die Ordnung des Bundes- des deutschen Volkes und teilen und zer- gegangen war . Die Spuren aber die Lenm
SPD sich gegenseitig derT Verrat nationaler flnanZwesens enthalte. Es müßte sich auf reißen Deutschland auf unübersehbare Zeit , hinterließ, werden Jahrhunderte überdauern.
Interessen vorwarfen. Sie wird immer wie- „it .

Bundes für seine Auf- _
der deutlich , wenn die Verfassungsmacher Saben beschranken. Der Parlamentarische JmmwSwm *
über einen Punkt ihrer Verfassung Mei- aus’

^
nungsVerschiedenheiten austragen.

M;lltarr egie- W * trU
' rang in der Verfassung nicht genau bsach .e.

Wenn irgend jemand draußen im Lande Diese Offenherzigkeit und Unterwürfig- . * * . „ , „ .
so harmlos war , den Herren Abgeordneten keit des Abg . Süsterhenn konnte nicht ohne Ijippmann fordert weise Beschränkung fluß verlieren , den wir andernfalls noch aus-
zu glauben, was sie ihm versichern, dann gebührende Kennzeichnung von kommuni- Bei der Entscheidung darüber, was wir kalter

°
LiDDmann New York Harald Tribun«» Wird er erwartet haben, daß bei auftreten- stischer ,Seite bleiben. Der Abg . Renner t«» sollen, müssen wir , so glaube ich, damit Wa ter Llppmann, New York Heraia i i un .

den Meinungsverschiedenheiten gefragt meldete sich sofort zum Wort und sapte beginnen, zu erkennen, , daß wir den Lauf der Konkurrenz-Beschwerden
wird, welche Lösung dient am besten den daß Herr Süsterhenn mit seinen Hinweisen Dinge in Asien nl* t f

,?rmen und lenken kön- Britische Autofabrikanten beschwerten sich
Interessen des deutschen Volkes . So hätte die Katze aus dem Sack gelassen habe Die Wlr tonnen moglidierweiSe ln der Lage des öfteren bei der Regierung darüber , daß
e«5 auch hpiitp «ain mfiscan als man sirb si . d» . i . a . sein , einen nützlichen Einfluß auf die Auf - der deutschen Autoindustrie eine so hohe
riarüha .- ctritt Machte , denen der Parlamentarische Rat rechterhaHung freundschaftlicher Beziehern - Produktion erlaubt wird. Als der Direktor desdarüber stritt , wie das

_
Finanzwesen der seine Existenz verdanke, haben ihm keine gen zwischen den westlichen Demokratien und Verbandes der Autofabrikanten und -händlerLander imd des Bundes richtig und im Hin - Freiheit gegeben , sondern die Entscheidun- den erwachenden Völkern Asiens ausüben , dies ankündigte , sagte er, daß ’ diese Autos,blick auf die wirtschaftlichen und sozia- gen in dem Auftrag schon vorweg genom- Doch selbst dies wird schwierig sein. .Wenn die mit billigen Arbeitskräften hergestellt und,

len Fragen, die bei allen Steuergesetzen men. In allen Fragen der Verfassungspricht wir at)er versuchen sollten, mehr als dies zu wie man glMibt, zu billigeren Preisen als im
mitspielen, am besten zu ordnen sind . Es die Militärregierung das entscheidende Wort tun > oder wenn wir etwas ganz anderes unter- Inland im Ausland . verkauft werden, eine
war zu fragen, ist es besser, daß der Bund und wenn die CDU ' befürchtet daß diese nehmen würden, wie z. B. Marionettenregie - fürchterliche Gefahr für die britischen Klein¬
eine eigene Finanzverwaltung aufrichtet Entscheidung von der Militärregierung nicht gegen aufst« gende Flut des Na- wagen auf den europäischen Märkten werden
und dann die Einanzvprwaltnn!? der Länder ak ein« Hiifoi„ic+,,r. „ 8 j tionahsmus und der sozialen Revolutionen zu können . Sie haben schon 1* der Schweiz , in8 betrachtet werden unterstützen , dann werden wir beinahe mit Hofland und in Belgien Anklang gefunden,miterledigt, oder ist es vorteilhafter, die konnte, bemühe sie sich , rechtzeitig, deren Sicherheit scheitern und auch noch den Ein- The Times, London.

Vom Hitler zu de $ aulle /
Es gibt heute eine Unmenge von Schrift¬

steller, die sich von der Untergangsstim¬
mung innerhalb der kapitalistischen Welt
getrieben, als Verteidiger des Kapitalismus
bemühen, immer neue Rezepte zu seiner
Heilung zu entwerfen. Unter ihnen befin¬
det sich auch der ehemalige Chefredakteur
des Prager '

„Sozialdemokrat“, Dr . Emil
Franzei, ehemals Theoretiker und Jugend¬
erzieher der deutschen Sozialdemokratie in
der CSR, später Mitglied des Kamerad¬
schaftsbundes (des faschistischen Führerkrei¬
ses um Henlein) und Begründer der halb-
faschistischen Theorie vom „deutschen So¬
zialismus“ upd „Volkssozialismus “

. Dr.
Franzei ist auch heute noch ein persönlicher
Freund von Wenzel Jakscfa, dem letz¬
ten Vorsitzenden der deutschen Sozialdemo¬
kratie in der CSR . Er hat mit Jaksch ge¬
meinsam Beziehungen zu den Kreisen um
Otto Strasser Dieser Dr . Franzei, ein Re¬
negat der Arbeiterbewegung, ist trotz alle¬
dem heute ein Berater gewisser rechts¬
sozialistischer Kreise und ebenso gewisser
Kreise der CDU , die sich beide um c# s
Schicksal des deutschen Monopolkapitals
besondere Sorgen machen . Er hat beson¬
dere Verbindungen zu Kreisen der fran¬
zösischen Rechtssozialisten und zu Leuten
der englischen Arbeiterpartei. Er selbst
hält sich für einen „Unabhängigen“ , dem die
Aufgabe zufällt, verschiedene Strömungen
des Bürgertums und der Rechtssoziaiisten
zu einer neuen Führerschicht quer durch
die Parteien hindurch zur Rettung des Ka¬
pitalismus zusammenzufassen. Mit seinen
Ideen versucht er die Ideologien der CDU
ebenso zu befruchten ürte die Theoretiker
der Schumacher-Partei . Seine Ansichten
und Absichten haben daher ein gewisses In¬
teresse.

Dieser Dr. Emil Franzei veröffentlicht
nun in der Zeitschrift „Neues Abendland“,
Nr. 11 , einen Leitartikel mit dem Titel „Eu¬
ropäische Zwischenbilanz “

, der nach neuen
Wegen zur Rettung des deutschen Kapita¬
lismus Ausschau hält . In der Einleitung

von Robert Korb

seiner Betrachtungen konstruiert Dr. Fran¬
zei ein Schema der Möglichkeiten der künf¬
tigen europäischen Entwicklung. Nach die¬
sem Schema besteht die erste Möglichkeit
einer „europäischen Lösung “ in einer länger
währenden Zerreißung Europas, wobei nach
der Meinung Franzeis, Berlin trotz aller
Versicherungen dem Osten Zufällen würde,
„weil keine Dauerluftbrücke mit dem We¬
sten aufgebaut werden könne und Berlin
nun einmal die Hauptstadt des ostelbischen
Deutschlands sei“.

Dr. Franzei Ist aber offensichtlich von
einer solchen Möglichkeit der Entwicklung ,die mit einer unmittelbaren und direkten
Herrschaft der Wall Street über Westeuropa
und Westdeutschland verbunden ist, wenig
entzückt. Nach seiner Meinung würde dabei
die westliche Hälfte Europas weder leben
noch sterben können. Sie wäre ein bioßes
Zuschußgebiet , das von der Wohltätigkeit
der Amerikaner leben würde, „niemandem
zur Freude, sich selbst zum ewigen Ver¬
druß“. Entscheidend aber sei , daß eine
solche Entwicklung die Gefahr in sich berge,
daß Europa bolschewistisch werden könnte.
Und darin besteht nach Dr. Franzei die'^zweite Möglichkeit der Entwicklung in Eu¬
ropa. Dr. Franzei sucht in diesem Zu¬
sammenhang die Kapitalisten zu belehren,
daß die Ursache des Kommunismus nicht
in der Not und Verelendung der Massen,
sondern im Fehlen eines geistigen , morali¬
schen und taktischen Widerstandes zu su¬
chen sei . So hätten sich die Notstandsge¬
biete Spanien, Italien, Deutschland wegen
stärkerer Widerstandskräfte (lies faschi¬
stischer Ueberreste) als widerstandsfähiger
gegen die kommunistische Ideologie erwie¬
sen, als besser situierte, jedoch anfällige
Staaten . Dr. Franzei hält selbstverständlich
diese zweite Möglichkeit der Entwicklung
Europas für einen „Frieden des Konzen¬
trationslagers und der Kirchhofsruhe" , wo¬
bei er die - Meinung vertritt , daß ein Krieg
zwischen USA und der Sowjetunion kaum
wegen Europa entstehen würde, und falls

er eines Tages aus anderen Gründen an
einem anderen Teil der Welt ausbräche, so
wäre eine amerikanische Invasion in West¬
europa ein schwieriges Beginnen.

Mit dieser Furcht und Warnung vor der
Möglichkeit eines demokratischen Sieges in
Europa wendet sich Dr. Franzei dann der
dritten Möglichkeit , der sogenannten fried¬
lichen Ausweitung des amerikanischen Ein¬
flusses zu , der das Gelingen des Marshall-
Planes und relativen Wohlstand in Europazur Voraussetzung habe. Aber auch von
dieser Möglichkeit hält Dr . Franzei nicht
viel Erstens glaubt Dr. Franzei nicht • an
die Wohltaten des^ tarshall -Planes und
zweitens warnt er europäischen und
deutschen Kapitalisten davor, die „ökono¬
mischen Beweggründe der Politik der USA-
Monopole zu überschätzen“ . Man solle auch
nicht allzuviel Hoflnungen auf Verräter
in Jugoslawien und in der Tschechoslowakei
setzen , denn Verräter gäben noch keine Ge¬
währ für eine Westorientierung der Volks¬
massen . Außerdem würde eine Rücksicht¬
nahme auf solche Verräter eine Revision
des Potsdamer Abkommens besonders in der
Grenzfrage unmöglich machen . Nur eine
Aenderung der Deutschlandpolitik, der
„deutsche Wiederaufbau und die Festigung
der deutschen Demokratie“ (lies Wiederer¬
richtung des deutschen Kapitalismus) ge¬
statten die Möglichkeit einer verhältnis¬
mäßig friedlichen Revision der Potsdamer
Beschlüsse .

Diese Möglichkeit könne aber nur dann
eintreten , wenn man die vierte Lösung nach
dem Schema Dr. Franzeis, die offenbar auch
der Herzenswunsch seiner kapitalistischen
Hintermänner ist, ernsthaft ins Auge fasse.
Diese vierte „europäische Lösung “ sieht Dr.
Franzei in dem armseligen Rezept Chur¬
chills von den „Vereinigten Staaten Eu¬
ropas“, nur mit dem- Unterschied, daß die
Initiative dazu nicht von England, sondern
von Frankreich auszugehen habe. England
werde solange nicht treibende Kraft einer
„europäischen Einigung “ sein können, als
es Aussicht habe, sein Imperium zu halten
und als Seniorpartner der angelsächsischen
Weltfirma eine bessere Rolle denn als Vor¬
macht einer europäischen Föderation zu spie-

i
len . Ein zweites 'Hindernis einer Vormacht¬
stellung Englands in Europa sieht Dr. Fran¬
zei in der Konkurrenz zwischen der Pan-
europa-Bewegung und der sozialistischen
Internationale.

So wird Dr . Franzei zum Sprecher jener
kapitalistischen und rechtssozialistischen
Kreise , die unter der Führung der USA den
französischen Kapitalisten die Initiative in
Europa zuweisen möchten . Man müßte zu
diesem Zweck , meint Dr . Franzei, endlich
einmal aufhören, die Bewegung de Gaulles
als faschistisch zu denunzieren, denn eine
„europäische Aufgabe “ Frankreichs könnte
nur von einem Regime de Gaulle gelöstwerden. Frankreich habe den Schlüssel zu
dieser, „europäischen Lösung “ in der Hand
und Deutschland sei das Schloß. Franzei
bejaht in diesem Zusammenhang die Wie¬
deraufrüstung, denn „ein entwaffnetes
Deutschland sei eine Einladung für den
Gegner aus dem Osten , ganz Deutschland
zu besetzeqj ’. Außerdem nehme die Schaf¬
fung einer europäischen Armee , in der deut¬
sche Soldaten dienen , der dauernden militä¬
rischen Besetzung Westdeutschlands den
Charakter einer Fremdherrschaft. Selbst¬
verständlich sei die europäische Initiative
Frankreichs mit dem deutschen Föderalis¬
mus auf das engste verknüpft, denn „nur der
Föderalismus führe zur deutsch -französi¬
schen Verständigung, -deutscher Zentralismus
aber notwendig nach Osten “.

In der französischen Initiative zur Schaf¬
fung einer europäischen Verteidigungs¬
armee, ausgerüstet mit deutschen Kriegs¬
maschinen , und angefüllt mit deutschen Sol¬
daten, sieht Dr. Franzei sogar das Mittel,einen neuen Krieg zu vermeiden. Er fürch¬
tet den Krieg , denn dieser würde Europa

.verwüsten und eine Neubesiedlung der Ost¬
gebiete müßte dann mit ,3antunegem und
Indochinesen “ erfolgen . Dr. Franzei glaubt
aber, daß die „neue europäische Befreiungs-
armee* unter der Führung de Gaullee und
unter dem Patronat der Wall Street stark
genug sei, den demokratischen Fortschritt
aufzuhalten und die Sowjetunion und die
Friedenskräfte zu erpressen.

Es wäre natürlich falsch , diese Ansich¬
ten und Herzenswünsche Dr. Franzeis und
seiner kapitalistischen und rechtssozialisti¬
schen Hintermänner zu überschätzen. Sie
sind ebensoviel und ebensowenig wert wie
die Rezepte des Kriegshetzers Churchill . Sie
sind aber lehrreich, weil sie die Verwirrung
und Ratlosigkeit angesichts der wachsenden
kapitalistischen Gegensätze im Lager des
Imperialismus deutlich widerspiegeln. Sie
sind ferner ein deutliches Eingeständnis der
Schwäche der Kriegshetzer und eine indi¬
rekte Bestätigung der Stärke der Friedens¬
kräfte mit der Sowjetunion an der Spitze .
Alle die bekannten Rezepte zur Rettung des
Kapitalismus, wie Kriegshetze, „Vereinigte
Staaten von Europa“ , die Hoffnungen auf die
faschistische de Gaulle-Bewegung , die Spe¬
kulationen auf die Wiederaufrüstung und
Aufpäppelung des deutschen Kapitalismus
erweisen sich als hoffnungslose Quacksalbe¬
reien der Kurpfuscher am kapitalistischen
Krankenbett . Sie zeigen einerseits, wie
schmal die Basis und die Manövrierfähig¬
keit des Kapitalismus und seiner Verteidi¬
ger geworden sind, und wie die Rezept¬
schreiber aller Schattierungen immer mehr
jenen Militärärzten gleichen , die alle Ge¬
brechen mit Aspirin behandelten. Sie zei¬
gen aber auch , wie die wachsenden Gegen¬
sätze innerhalb des Kapitalismus seine Ver¬
teidiger selbst entzweien und gleichzeitig zu
den tollsten und hoffnungslosesten Aben¬
teuern treiben können, wenn ihnen nicht die
geeinte Macht der Friedenskräfte einen Rie¬
gel vorschiebt. Es ist nicht von ungefähr,
wenn Dr . Franzei eingesteht, daß weder mit
noch ohne Krieg Berlin gehalten werden
könne und indirekt bestätigt , daß nur die
Friedenskräfte mit der Sowjetunion an der
Spitze die Einheit und den Wiederaufstieg
Deutschlands und damit den Frieden ga¬
rantieren können, während alle kapitalisti¬
schen Rezepte mit der dauernden Spaltung
Deutschlands, stiner kolonialen Unterjo¬
chung und mit der Gefahr eines neuen
Krieges verknüpft sind. Kapitalistische
Rezepte nach Dr. Franzei führen in den Un¬
tergang, der Weg der demokratischen
Kräfte jedoch in die lichte Zukunft
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Wie stehen wir
zur Allntendfrage?

Von Willy Grimm
Die Allmendfrage (Bürgernutzen) beschäf -

tlgt die Landgemeinden auf das stärkste.
Im Für und Wider der Argumentation der
sich streitenden sozialen Interessen ist oft
nicht mehr zu sehen, um was es sich eigent¬
lich dabei handelt.

Die Allmend ist ein Überbleibsel aus einer
mehr als ein Jahrtausend zurückliegenden
Gesellschaftsordnung. Sie geht auf die Zeit
der urkommunistischen Markverfassung, wo
der Boden ungeteilter Besitz aller Mark¬
genossen war , zurück. Bei der Auflösung
des Gemeinbesitzes und Uebergang in Pri¬
vatbesitz hat sich ein Stück ungeteilter
Mark in Form der Allmend , die weiter allen
Dorfbewohnern zur Verfügung stand, er¬
halten . Die Markverfassung, die abgelöst
wurde durch die Feudalordnung, hat ihre
Spuren also bis in unsere heutige kapitali¬
stische Gesellschaftsordnunggezogen . In be¬
stimmten Umfange existiert die Allmend
heute noch .

Die Allmend (Bürgernutzen) ist aber
längst ihres ursprünglichen Charakters, wei¬
ter Gemeingut zu sein , beraubt . Sie ist zu
einem Privileg der Bürger, meistens des
kleineren Teils der Dorfeinwohner, gewor¬
den . In einer Gemeinde an der Bergstraße
beispielsweise kommen von ungefähr 4000
Einwohnern nur 430 Gemeindebürger in
den Genuß des Bürgernutzens. In keiner
Gemeinde unseres Kreises beträgt die Zahl
derer, die am Bürgemutzen Anteil hat,
mehr als ein Drittel der Einwohnerzahl.
Diese Tatsache beweist, daß es isch heute
bei dem Bürgernutzen um ein Monopol und
Privileg einer Minderheit der Einwohner¬
schaft der Gemeinden handelt.

Wer in den Genuß des Bürgernutzens
kommt, ist durch Gesetz bestimmt. Es exi¬
stiert eine Erbfolge und die Möglichkeit
eines Einkaufs. Einwohner, die im Zuge der
Vergrößerung der Gemeinden ansässig
wurden, oder die in neuerer Zeit als Flücht¬
linge ins Dorf kamen, sind von vornherein
vom Bürgernutzen ausgeschlossen . Diese
Tatsache gibt der Allmendfrage in der Ge¬
genwart ein Moment höchster sozialer Span¬
nung im Dorf .

Worin besteht der Bürgemutzen? Das
Allmendgut ist natürlich in jedem Ort sei¬
ner Größe und Zusammensetzung nach
verschieden . Es kann aus nur Wald , nur
Weide und nur Ackerland oder aus allem
zusammen bestehen. Entsprechend ist die

.Nutznießung der Berechtigten . Sie können
einen jährlichen Anspruch auf Holz, Be¬
nützung von Weiden oder Ackerland haben.
Ackerland und Weiden kann in ihrer eige¬
nen Bearbeitung stehen oder verpachtet
sein , was ihnen im letzteren Falle dann
eine entsprechende Zahlung in Geld ein¬
bringt. Die Handhabung unterliegt wegen
oder trotz der Vielgestaltigkeit der gesetz¬
lichen Regelung.

Die letzte gesetzliche Regelung der Frage
ist --ia der „Badischen Gemeindeordnung"
vom 15 . Oktober 1921 enthalten. Das Ka¬
pitel 7 behandelt den Bürgergenuß und um- '
faßt die §§ 85 bis 94. Die Regelung zeigt
bereits die Tendenz des Abbaues der All¬
mend. Klar geht dies aus dem § 93 hervor,
der für Gemeinden über 10 000 Einwohner
das Recht des Einkaufs in das Bürgerrecht
oder den Antritt des angeborenen Bürger¬
rechts nicht mehr gestattet . Die Allmend
läuft in diesen Gemeinden mit dem Ausster¬
ben der derzeitigenTräger des Bürgemutzens
ab. Die freiwerdende Allmend fällt der
Gemeinde zu . In diesem Paragraphen ist
den von ihm betroffenen Gemeinden einge¬
räumt, den Bürgergenuß durch Gewährung
einer Geldrente oder Kapitalabfindungabzu¬
lösen . Die Kapitalabfindung darf den zehn¬
fachen Betrag eines Jahresnutzens aber
nicht überschreiten.

Wie stehen wir nun zur Allmendfrage?
Prinzipiell dürfte es da keinen Zweifel ge¬
ben . Wir sind dagegen , daß irgendeine
Schicht im Dorf ein Privileg hat, das dazu
noch die sozial Stärksten in der Mehrzahl
der Fälle begünstigt. Wir wissen , daß es
in einzelnen Gemeinden auch eine Hand¬
habung gibt, die sozial gerechter ist , bei¬
spielsweise , wenn Kleinbauern mit zuwenig
Land mittels eines Allmendgrundstückes in
die Lage versetzt werden, ihre Anbaufläche
zu vergrößern. Es sind dies aber nur sel¬
tene Ausnahmen und dipse erscheinen unter
dem Blick auf die Flüchtlinge noch nicht
einmal mehr in jedem Falle vertretbar . Wir
streben an, daß die Allmend der Allgemein¬
heit und in dieser ihrem ärmsten Teil zu¬
gute kommt.

Der Streit um die Allmend, wie er heute
ln einer Reihe Gemeinden (wir denken an
Ladenburg und Laudenbach) an der Tages¬
ordnung ist, findet samt und sonders unsere
Ablehnung. In diesen Fällen geht es ja nur
darum, daß die Nutzungsberechtigten das
verpachtete Land in ihre eigene Hand be¬
kommen wollen, weil sie in der Zeit stän¬
diger Ernährungskrise auf eigene Faust aus
der Allmend mehr herausschlagen wollen ,
als sie bei Verpachtung und Verwaltung
durch die Gemeinden erhalten.

Der gesamte Fragenkomplex unterliegt
staatlicher Regelung . Die kommunistische
Landtagsfraktion übersieht nicht die Not¬
wendigkeit, daß es drängt , ihn im T.andtag
einer Neuregelung zuzuführen, die das Pri¬
vileg der Dorfminderheiten aufhebt.

Wie soll nun bei den bestehenden ge¬
setzlichen Bestimmungen bereits heute
praktisch verfahren werden? Die Gemeinde
Nedcarhausen hat unseres Erachtens das
beste Beispiel dafür gegeben . Dort wird der
Erlös aus der Allmend einem Sozialfonds
zugeführt.

Ein Sozialfonds kann den verschieden¬
sten sozialen Zwecken dienen. Er kann der
Gemeinde die Mittel geben , um für das
Allgemeinwohl Wohnungen zu bauen, eben¬
so kann damit den Flüchtlingen geholfen
werden. Jedenfalls ist bei einer derartigen
Verwendung der Mittel, die die Allmend er¬
bringt, dem Gemeinwohl und der sozialen
Gerechtigkeit gedient

Vorstehender Artikel ist entnommen aus
„Kommunalpolitische Hinweise" der Kreis¬
leitung der KPD Mannheim.

Entrechtung eines Fünftels aller Berufstätigen
Worum es beim Beamtengesetz wirklich geht? / Von Robert Leibbrand (M . d. L .) •

Vor vier Wochen hat der ' württem-
bergisch -badische Landtag seine 100. Sitzung
und zugleich sein zweijähriges Bestehen
gefeiert. Landtagspräsident, Ministerpräsi¬
dent und Direktor der Militärregierung ha¬
ben viel große und schöne Worte gespro¬
chen über die Bedeutung der Volksvertre¬
tung im demokratischen Staat . Aber um die
Jahreswende wußte kein Mensch genau, wer
nun eigentlich die hundert Volksvertreter
sind . Bei etwa vierzig Beamten, Angestell¬
ten und Arbeitern des öffentlichen Dienstes
war er zweifelhaft , ob sie noch Abgeord¬
nete waren oder nicht mehr? Nun hat end¬
lich die Militärregierung gesprochen : Vor¬
läufig sind die Mandate gerettet , aber
schon morgen kann es wieder anders sein .
Kommunisten sind auf alle Fälle nicht be¬
troffen. Wenn wir vom Parteiegoismus aus¬
gingen , brauchte uns die ganze Aufregung
nttit zu kümmern. Aber es geht ja nicht
um die Abgeordnetenmandate der Be¬
amten, das ist nur eine nebensächliche Teil -
fsage . Es geht um die Stellung aller Be¬
amten? Angestellten und Arbeiter des
öffentlichen Dienstes im politischen Leben
überhaupt, und hier ist nach* wie vor die
größte Wachsamkeit notwendig. Art . 21 des
württembergisch-badischen Beamtengesetzes
sagt: „Die politische Betätigung des Be¬
amten bleibt , auf die Ausübung seines Wahl¬
rechts und auf die passive Mitgliedschaft
bei einer politischen Partei beschränkt“ .
Nach Art. 10 und 11 gilt diese Bestimmung
für alle Beamten , Angestellten und Arbei¬
ter des öffentlichen Dienstes , nicht nur für
die des Staates , sondern auch für die der
Kreise , der Gemeinden , der Krankenkas¬
sen und Sozialversicherung . Noch strittig,

abef sehr wahrscheinlich ist, — es ist eine
Auslegungsfrage , an der die Rechtsgeiehr¬
ten noch herumdeuteln werden — daß die
Bestimmung auch für alle Beamten, Ange¬
stellten und Arbeiter der Bahn und der
Post gilt. Das bedeutet, daß zum Beispiel
ein städtischer Arbeiter keine Funktion in
einer politischen Partei ausüben und nicht
aktiv und öffentlich für seine politische
Ueberzeugung eintreten darf. Es ist fast ein
Fünftel aller Lohn - und Gehaltsempfänger,
für die durch dieses Beamtengesetz eine
staatsrechtliche Sonderstellung geschaffen
wird.

Das Beamtengesetz ist auf Befehl der
Militärregierung im November 1946 erlas¬
sen worden, wenige Tage vor dem Zusam¬
mentreten des neugewählten Landtages und
vor dem Inkrafttreten der württembergisch-
badischen Verfassung . In dieser steht der
demokratische Grundsatz der politischen
Gleichberechtigung aller Staatsbürger. Noch
ehe die Druckerschwärze , mit der er ge¬
druckt ist . getrocknet war. wurde er durch
das Beamtengesetz schon durchbrochen . Um
die Gemüter zu beschwichtigen , wurde da¬
mals die Bestimmung des Artikels 21 bis
Ende 1948 ausgesetzt . Den Beschluß des
Landtages, diese Außerkraftsetzungüber den
31 . Dezember 1948 hinaus zu verlängern, hat
die Militärregierungerst nach langem Hän¬
gen und Würgen passieren lassen, und nur
bis zu einer einheitlichen Regelung für die
ganze amerikanische Besatzungszone . Die
betreffende Bestimmung ist bezeichnender¬
weise nicht enthalten in den Beamtenge¬
setzen von Bayern und Hessen , die auch dort
und zum gleicherjlteitpunkt von der Mili¬
tärregierung befohlen worden sind . Auch in

den USA ist der Kreis der in ihrer politi¬
schen Betätigung beschränkten Beamten
viel enger gezogen , als im württembergiscto -
badigchen Beamtengesetz. Jetzt ist man mit
Hochdruck dabei, das Ausnahmerecht für
alle Beamten, Angestellten und Arbeiter
des öffentlichen Dienstes und der ganzen
Zone zum Gesetz zu machen .

Dafür sollen wir nach E . Sch. in der
„Stuttgarter Zeitung “ den Amerikanern
auch noch dankbar sein , weil wir dadurch
angeblich von der Bevormundungdurch die
Bürokratie befreit werden. E. Sch. erinnert
daran , daß es nach dem ersten Weltkrieg
versäumt wurde, zusammen mit den fürst¬
lichen Potentaten auch ihre Diener und
ausführenden Organe , die Beamten alten
Schlags , zum Teufel zu jagen. Das ist sehr
wahr , aber es ist nur die halbe Wahrheit.
Die ganze Wahrheit — und E . Sch. kennt sie
aus seiner besseren Vergangenheit sehr gut
— ist es, daß es gerade das Gerede von
dem angeblich unpolitischen und unpartei¬
ischen Beamtentum (so überparteilich und
unabhängig wie die Lizenzpresse ) war . mit
dessen Hilfe sich die monarchistischen Be¬
amten in ihren Posten gehalten haben.̂ Und
heute tarnen sich hinter dem angeblich „un¬
politischen“ Beamtentum die treuen Diener
und willigen Werkzeuge der Naziherrschaft,
die natürlich alle nur gezwungen und um
ihres Amtes willen in die NSDAP einge¬
treten sind .

Genau so reaktionär, wie das „unpoliti¬
sche“ Beamtentum, wirkt sich auch der von
E . Sch. und allen bürgerlichen Politikern so
sehr gelobte Grundsatz der „sauberen Tren¬
nung von Gesetzgebung und Verwaltung“
aus . Er bedeutet auf gut deutsch , daß die

„Eßt Kuchen , wenn Ihr kein Brot habt !
“

Gefährdete Brotversorgung , aber „legalisierten“ Schwarzhandel mit Backwaren
Der Ausspruch einer französischen Prin¬

zessin angesichts der Rufe der hungernden
Bevölkerung nach Brot: „Warum essen denn
die Leute keinen Kuchen , wenn sie kein
Brot haben?“ kommt einem imwillkürlich
in den Sinn , wenn man täglich lesen und
in den letzten »Tagen praktisch erleben muß ,
daß die Kürzung der Brotration der einzige
Ausweg der Frankfurter Hungerpolitiker ist,
den Anschluß an die neue Ernte nicht zu
verlieren.

In den letzten Tagen mangelte es vielen
Bäckereien in Mannheim am nötigen Mehl
zum Brotbacken . Man lauert bei den Er¬
nährungsbehörden in Frankfurt auf die Zu¬
stimmung der Militärregierung zur Kürzung
der Brotration, um sich damit selbst von der
Verantwortung seiner eigenen Wirtschafts¬
sünden zu drücken .

Wer aber aufs Geld nicht zu sehen
braucht, der kann Torte , Kuchen , Berliner
Pfannkuchen usw. kaufen, teils ohne Mar¬
ken , aber gegen den doppelten oder noch
höheren Preis . Es ist dies nicht etwa eine
Sache , die sich in geheimen Klubs oder un¬
ter der Theke abspielt. Nein , diese Lecke¬
reien kann man in Kaffees, Konditoreien
und Erfrischungsräumen der Warenhäuser,
mit der vorgeschriebenen Preisauszeichnung
versehen, kaufen und genießen.

Es muß daran sehr gut verdient werden,
denn die Schaufenster sind damit gefüllt.
Was das Schlimmste ist : Man kann sie mit
und ohne Marken erwerben. Ohne be¬
deutet natürlich, daß sie entsprechend teurer
sind . Ein Berliner Pfannkuchen, der früher
doppelt so groß und mit Marmelade gefüllt
10 Pfennig kostete , kostet 40 und 50 Pfennig,
wenn man nur Weißbrotmarkenabgibt; aber
für 20 Pfennig kann man die gleichen Pfann¬
kuchen bekommen bei Abgabe von Fett- und
Zuckermarken (und 100 Gramm Weißbrot¬
marken) . ^
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Auf Anfrage wird erklärt , daß man für
eye ohne Fett - und Zuckermarkenabgegebe¬
nen die Zutaten schwarz kaufen müsse . Man
darf sich doch wohl die Frage erlauben:
„Wird dieser offizielle Schwarzhandel von
der Preisbehörde geduldet oder gar prote¬
giert?“ Es kann nicht anders sein , denn es
geschieht doch unter den Augen der Preis¬
behörde. Die Waren sind spgar nach Vor¬
schrift ausgezeichnet: Ohne Zucker - und
Fettmarken 40 Pfg., mit Zucker - und Felt-
marken 20 und 30 Pfg . das Stück !

Wer also 40 Pfg. nicht aufwenden kann,
gibt Zucker und Fett ab , damit die DMark¬
kräftigen ohne kaufen können.

Eine andere Frage, die wir hiermit an
das Amt für öffentliche Ordnung mit der
Bitte um baldige Beantwortung richten, ist
die : Kann die Preisbehörde nicht gegen Ge¬
werbetreibende einschreiten, die ganz offen
Schwarzhandelsgeschäftetreiben? Vielleicht
betrachtet die Preisüberwachung den Ver¬
kauf von in Fett oder Oel gebackenen und
gezuckerten Backwaren, ohne Fett- und
Zuckermarken-gar nicht als Schwarzhandel’
In diesem Falle bitten wir um eine amtliche
Deklarierung solcher Geschäftsführung, da¬
mit wir nicht Schwarzhändler als Schwarz -
händier bezeichnen , die nach amtlicher Auf¬
fassung gar keine sind . kick

Der Kläger zum dritten Male abgewiesen
Rhein . Hoch- und Tiefbau A.-G . braucht keinen Lohn für Sklavenarbeit in Polen an jüdische Arbeiter nachbezahlen

n
In die Zeit der schrankenlosen Ausbeu¬

tung ausländischer Arbeitskräfte führte
eine Verhandlung des Landesarbeitsgerichts,
die am 14 . Januar in Mannheim stattfand ,
zurück . Die Firma „Rheinische Hoch- und
Tiefbau AG .“ Mannheim, hatte auf ihren
Baustellen in Krakau während dieser glor¬
reichen Zeit auch zahlreiche Juden beschäf¬
tigt. Den Juden wurde ab 15 . Dezember 1942
kein Lohn mehr ausbezahlt. Die Firma sollte
auf Grund eines Befehls des SS- und Poli¬
zeiführers Krakau pro jüdische Arbeits¬
kraft 5 Zloty an die SS abliefern , wovon
0,4 Zloty Verwaltungs- und 1,2 zroty für
evtl. Verpflegungskosten abgezogen werden
konnten.

Einer der geprellten jüdischen Arbeiter

und deshalb ungültig sei . Darüber hinaus
beantragte er die Ladung von Zeugen , die
beweisen sollten , daß die Behandlung der
Juden auf der Baustelle unmenschlich war.
Die Firma habe durch die Duldung der Un¬
menschlichkeit gezeigt , daß sie mit den
Zwangsmaßnahmen der SS im Grunde
einig ging . *

Das Gericht lehnte jedoch die Ladung
solcher Zeugen als unerheblich für die zu
treffende Entscheidung ab . Tatsache ist aber,
daß die Behandlung der jüdischen Arbeits¬
kräfte in dieser Firma während des Krie¬
ges in ihrer Unmenschlichkeit nicht zurück¬
stand, hinter den aus den verschiedenen
KZ bekannten Greueltaten der SS gegen¬

verlangte nun von der Rheinischen Hoch- über den Häftlingen .im Allgemeinen und
und Tiefbau -AG . den nicht ausgezahlten der Juden im besonderen. Tatsache ist, daß
Lohn . Er wurde jedoch sowohl vom Arbeits- Verantwortliche für diese Unmenschlichkei -
gericht als auch vom Landesarbeitsgericht ten heute noch bei dieser Firma in angese-
als Berufungsinstanz abgewiesen. Die Mili- henen Stellungen arbeiten. Der Vorsitzende
tärregierung hat diese Urteile aufgehoben, des Landesarbeitsgerichts war sichtlich be-
so daß das Landesarbeitsgericht sich noch¬
mals mit der Sache befassen mußte.

Die beklagte Firma machte geltend, daß
sie unter Zwang der SS die Löhne nicht

teile des Nürnberger Gerichtshofes in den
Industrieprozessen. (Flickurteil.) Die Tat¬
sache , daß die Firma Rheinbau die Arbeit
in Polen in freien Verhandlungen übernom¬
men hat , daß sie ferner an die SS nicht
4,6 , wie in dem Befehl des SS-Führers ver¬
langt worden war , sondern 6 und mehr
Zloty bezahlt hat, erschien dem Gericht
nicht von besonderem Belang . Was die Fa.
an den jüdischen Arbeitskräften verdient
hat , deren Lohn an sich schon um 20 Pro¬
zent niedriger war als der Lohn der übri¬
gen Fremdarbeiter ,

’ das zu ergründen hat
das Arbeitsgericht begreiflicherweise erst
gar nicht versucht. Das Urteil entsprach dapi
Prozeßverlauf. Der Kläger wurde nun zum
dritten Male mit seiner Klage abgewiesen .

Ergebnislose Lohnverhandlungen
im Sped^tionsgewerbe

Die Lohnverh&ndlungen zwischen Ge¬
werkschaftsvertretern und den Speditions¬
unternehmen ! in der vergangenen Woche in
Stuttgart endeten ohne Ergebnis . Von den
Gewerkschaften war eine Lohnerhöhung an
der Spitze von 20 Pfennig für die Stunde

Geringe Sühne für „große Taten "
Ladenburger Judenaktion vor Gericht

müht, den ablehnenden Standpunkt des
Gerichtes gegenüber der Klage durch ent¬
sprechende „Lenkung“ der 'Zeugenaussagen
(es waren nur Entlastungszeugen der Firma

ausbezahlen konnte; der Vertreter des Klä- anwesend) zu untermauern. Er sah sich in gefordert worden. Bei den hohen Lebens -
gers , daß der SS-Befehl völkerrechtswidrig seiner Auffassung bestärkt durch die Ur- haltungskosten wahrhaftig keine übertrie¬

bene Forderung. Trotzdem verfiel die For¬
derung der strikten Ablehnung durch die
Unternehmer. „Großzügig “ erklärte man
sich bereit, die zur Zeit gültigen Tariflöhne
weiter zahlen zu wollen , trotzdem bereits die
„Tendenz fallender Preise“ wahrgenommen

Unter Ladenburgs ehemaligen Nazi- es sich bei den übrigen Angeklagten. Mit werde
Bonzen hatte sich in den letzten Wochen entschuldigenden oder leugnenden Worten Bei den Verhandlungen im Speditionsge -
eine starke Unruhe bemerkbar gemacht , winden sie sich durch die Verhandlung. Be- werl}e die <ue Gewerkschaften führen ist
Seit drei Jahren befaßte sich die Staalsan- sonders fällt dabei der Angeklagte Feßler auffallend, daß immer wieder der Mann¬
waltschaft schon mit den Akten der Laden- auf , der sich als absolutes „Unschulds - heimer Spediteur Reichert Hauptsprecher ln
burger Judenaktion vom 10. November 1938 lamm“ hinstellt. Feßler ist ehemaliger • der Ablehnung jeder Arbeiterforderüng ist.
und nun sollte die Sache vor der Strafkam- Obersturmführer der S . A. und seit 1930
mer in Mannheim verhandelt werden. Mitglied der Nazi-Partei. Er gibt an, über-

Da die Bürger von Ladenburg bei der all nur dabei gestanden zu haben. Der Vor-
Judenaktion in keiner Wei^ . den Groß - sitzende meinte, Feßler ist einer jener Men-
städtem nachgestanden hatten , bestand in sehen , die man schlechthin als Schlappsack
jenen Kreisen mit Recht die Angst vor der und Charakterlump bezeichnet und die dar- _
Vergeltung . auf hoffen , daß alles nooji einmal anderst Gewerkschaftsbundes hat eine begrüßens-

Die Verhandlung wurde für den 5. Ja - komme . werte Einrichtung geschaffen . In U 1 , 20 hat
Ein wirklich trauriges Bild ergaben die « Nähstube eröffnet in der alle Ge¬

säßen mehr oder weniger „gebrochen auf Ze sie nicht vereidigt, da bei werkschaftlerzu einem billigen Preis arbei-
dem größten Teil der Verdacht bestand,
selbst an den Ausschreitungen teilgenom¬
men zu haben.

Eine dankenswerte Einrichtung
Frauenausschuß des ADGB eröffnet

Nähstube
des ^MannheimerDer Frauenausschuß

dem „Armensünderbänkchen" und harrten
huf die Dinge die kommen sollten.

In menschlich-humanster Weise eröffnete
der Vorsitzende Dr. Silberstein die Ver¬
handlung.

ten lassen können. Besonders für berufs¬
tätige Frauen und alleinstehende Männer
dürfte die Einrichtung eine Wohltat sein.

In der Nähstube sind vorerst drei
Schneiderinnen beschäftigt . Sie nehmenDie Angeklagten Reff er t und Feß - _ ^

„Ein reines Gewissen ist das beste Ruhe- 1er wurden zu je ein Jahr und neun Mo- nicht nur Reparaturarbeiten, sondern auch
kissen “ sagten sich wohl die Angeklagten naten Gefängnis verurteilt, die Angeklagten Neuanfertigungen m Auftrag. Die Preisbe -
Reffert , ehemaliger Hauptsturmführer Schnabel , Weiff , Wolf und Thieme rechnung erfolgt ohne Gewinn und nur auf
und Schnabel , ehemaliger Stammführer erhielten Gefängnisstrafen zwischen sieben der Grundlage einer Vergütung der Ge-
der H. J . Sie gaben beide , wenn auch mit und fünf Monaten . Zwei Angeklagte , dar- schäftsunkosten.
manchen schönen Wprt umschrieben, voll- unter der ehemalige Bürgermeister und Die Nfihstube ist zur Entgegennahme
kommen ihre Sthuld und Beteiligung an Ortsgruppenleiter von Ladenburg wurden von Aufträgen von Dienstag bis Freitag von
der Aktion zu . Wesentlich anderst verhielt mangelnder Beweise freigesprochen , k. w, 9 bis 12 Uhr geöffnet

Abgeordneten das Recht haben zu reden,
und die Bürokraten das Recht haben, zu
handeln. Und da mm einmal in einer bür¬
gerlichen Demokratie die Wahl der Abge¬
ordneten für den einfachen Staatsbürger die
einzigste oder doch die . wichtigste Möglich¬
keit ist, sein Mitbestimmungsrecht in allen
öffentlichen Angelegenheiten- wahrzuneh¬
men , so bedeutet dieses famose System , daß
das Volk keinerlei tatsächlichen Einfluß auf
die Staatsgeschäfte hat . Der Landtag darf
Gesetze machen — so weit es die Militär¬
regierung erlaubt , — wie diese Gesetze
durchgeführt werden,’ das bestimmt allein
die Bürokratie . Nur ein Beispiel von vielen :
Der Landtag hat nach der Währungsreform
beschlossen , daß keine Neueinstellung von
Staatsbeamten erfolgen dürfe und in dem
Falle hatte er sicher die Zustimmung der
großen Mehrheit der Wähler, die einen Ab¬
bau des aufgeblähten Beamtenapparates
wollen . Aber monatlich laufen beim Befrei¬
ungsministerium hunderte von Anträgen
ein , in denen Amtsstellen ehemaligen Nazi¬
beamten bescheinigen, daß diese ihre alte
Beamtenstellung wieder bekommen, sobald
sie vom Minderbelasteten zum Mitläuferbe¬
gnadigt sind. Die Bürokratie weiß sich eben
stark genug , gegen alle Landtagsbeschlüsse
Neueinstellungen von Beamten durchzuset¬
zen . Ein' hoher Ministerialbeamter hat bei
diesem famosen System der Gewaltenteilung
weit mehr Einfluß im Staat , als ein gewähl¬
ter Landtagsabgeordneter. Er braucht das
Mandat gar nicht, er hat durch sein Amt
viele andere Möglichkeiten, für seine reak¬
tionären Auffassungen zu wirken, auch ohne
daß er das Mitgliedsbuch der CDU oder
DVP in der Tasche hat . Auch die „Stutt¬
garter Zeitung“ wird seine — natürlich rÄn
fachliche und überparteiliche — Meinung zu
irgend pinem öffentlichen Problem hundert¬
mal eher abdrucken, als etwa die Stellung¬
nahme eines kommunistischen Landtags¬
abgeordneten. Aber der kleine Eisenbahn¬
schaffner oder städtische Angestellte hat
keine andere Möglichkeit , für seine politische
Ueberzeugung zu wirken , als daß er sich
einer politischen Partei anschließt und aktiv
für sie arbeitet .

Jede Sonderstellung für die Angehörigen
des öffentlichen Dienstes, ob es eine Be¬
nachteiligung oder eine Bevorzugung ist,
verstärkt ihre standesmäßige Abgeschlossen¬
heit von der übrigen Bevölkerung und macht
es dem Volk unmöglich, Einfluß und Mit¬
bestimmungsrecht im Regierungs- und Ver¬
waltungsapparat zu erlangen. Gerade weil
wir die Allmacht der Bürokratie brechen
wollen , kämpfen wir Kommunisten gegen
jedes Sonderrecht für die Beamten. Die
„Stuttgarter Zeitung“ verdreht die Wahr¬
heit, wenn sie behauptet , „die Parteien
haben sich um das Beamtengesetz einfach
nicht gekümmert.“ Ja , die Westblockparteien
von der CDU bis zur SPD , denen war es
nur um ihre Mandate, aber nicht um die
politische Gleichberechtigung eines Fünftels
aller Berufstätigen zu tun . Sie wollten es
mit der Militärregierung nicht verderben
und glaubten, sie könnten sich durchmogeln ,
wenn sie das heiße Eisen nicht anfaßten.
Aber die Kommunistische Partei hat im
Landtag immer wieder die Schaffung eines
neuen Beamtengesetzes gefordert, das den
Verfassungsbestimmungen entspricht. Doch
die „Stuttgarter Zeitung“, die ein Monopol
auf die Unterrichtung der Oeffentllchkeit
besitzt, hat die Forderung der kommunisti¬
schen Landtagsabgeordneten entweder ganz
verschwiegen, oder mit einem halben Satz
abgetan. Die Patent -Demokraten in Lizenz¬
presse und Radio sollen die Bevölkerung
ausführlich und objektiv über das Auftre¬
ten der Parteien im Landtag informieren,
dann hat der Wähler die Möglichkeit , sich
eine eigene Meinung über seine Vertreter
zu bilden und bei der nächsten Wahl seine
Kcmsequenzfen daraus zu ziehen . Damit ist
der Befreiung des Volkes von der bürokra¬
tischen Bevormundung gedient, aber nicht
mit der Schaffung eines Sonderrechts für
alle öffentlichen Bediensteten. Die Koali¬
tionsparteien werden sich dabei beruhigen,
daß die Gefahr für die Mandate vorläufig
abgewendet ist. Aber die Oeffentlichkeit
muß sich jetzt erst recht gegen die viel
ernstere Gefahr wenden, gegen die immer
weiter um sich greifende Durchlöcherung
der demokratischen Rechte.

Oie unter dieser Rubrik veröffentlichten
Einsendungen unserer Leser decken sich
nicht ln jedem Falle mit der Auffassung

der Redaktion

Auch ein Heimkehrerproblem
Das Kriegsgefangenengeschrei in West¬

deutschland ist deswegen nur ein Rummel
und politisches Manöver, weil nirgends An¬
zeichen sind, die eine Hilfe für die Heim¬
kehrer in Erscheinung treten lassen. So¬
lange sie noch Kriegsgefangene sind , sind
sie ein Objekt zur Beschwörung „tiefst-
empfundenen Mitgefühls“

, der politischen
Entrüstung , „unerschöpflichen Heimatdan¬
kes“ . Wenn der vielgesegnete Kriegsgefan¬
gene aber als Heimkehrer kommt und der »
bürokratische Machtapparat seine Anforde¬
rungen an ihn stellt , dann merkt er nichts
mehr vom Heimatdank.

Folgendes Vorkommnis möge die vorge¬
nannten Tatsachen erhellen und darüber
hinaus die Verworfenheit unseres verrotte¬
ten System aufzeigen. Der Heimkehrer
W . K. bemüht sich um sein Kopfgeld . Nach¬
dem er mit seinen Papieren eine Stunde in
der Zentralbank in Karlsruhe gestanden hat,stellt sich heraus , daß doch noch eine Un¬
terlage fehlt . Anderntags ist auch das be¬
schafft und er steht wieder eine Stunde.
Alles in Ordnung, aber zum -Umtausch
braucht er 60 RM (Altgeld) . Am 9 . Dezem¬
ber ist er heimgekehrt und verfügt über
kein Altgeld. Was tun? „Sehen Sie zu, daß
Sie irgendwo welches bekommen.“ Und
siehe da ! Tüchtige Geschäftsleute stehen vor
der früheren *-Reichsbank und für fünf DM
kauft der junge Mann 60 RM, bekommt am
Schalter der Bank nach nochmaligem An¬
stehen dann seine 60 DM Kopfgeld . Un¬
zählige Wege haben sie zu machen , oft bis
ein Paar Schuhe durchgelaufen ist. Hier
könnte die glorreiche Mehrheitsregierung
SPD und CDU in Karlsruhe positives Mit¬
gefühl für unsere Kriegsgefangenen reali¬
sieren, indem sie- wenigstens einmal diese
Heimkehrerfrage löst. B ., Karlsruhe.
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Was ist
eine Arbeiterzeitung

Von Bernhard Shaw
Bernhard Shaw nahm das Erscheinen des

kommunistischen „Daily Worker “ iif Londonin seinem neuen Gewand als große in einer
eigenen Arbeiterdruckerei erscheinende Tages¬zeitung zum Anlaß , um diese einzige Arbei¬
terzeitung Englands zu begrüßen . Dem von
sprühendem Witz funkelnden Aufsatz entneh¬men wir folgende Sätze :
„Was ist eine Arbeiterzeitung? “ Jede

Zeitung behauptet heutzutage, die wahren
Interessen der Arbeitenden zu vertreten.
Wollte man ihren Beteuerungen und Phra¬
sen glauben, so wären unsere Redakteure,wie übrigens auch unsere Staatsmänner* ein
Bund von Brüdern, die ein Traum, eine
Vision , ein Ziel verbindet: Das Glück und
das Wohl der Menschheit . Wunderbar, nicht
wahr ? Friede auf Erden und den Menschen
ein Wohlgefallen. Ein dreifaches Hurra!

Was nützen aber all die Intelligenzfun¬
ken, -wenn all diese Zeitungen und alle diese
Staatsmänner dauernd erklären, daß der
Kommunismus eine Teufelslehre sei und
Rußland der Universalfeind der Mensch¬
heit? Sie sind doch nicht alle so idiotisch ,
die Zeit der Schlagbäume , Zollbrücken und
privater Leibwachen gegen Taschendiebe
und Räuber, die Zeit der fackelbeleuchte¬
ten Straßen zurückzuwünschen . . .

Sie wissen einfach nicht , was das Wort
Kommunismus eigentlich bedeutet und wer¬
fen es ihrem Gegner an den Kopf , wie streit¬
süchtige Vorstädter tote Katzen einander
über den Gartenzaun werfen. Ein Mensch,
defc nicht im Grunde Kommunist ist, ist
kein zivilisierter Mensch. Für eine wirk¬
liche Arbeiterzeitung stellt sich das derzei¬
tige Ringen als ein Kampf zwischen Pluto-
kratie und Demokratie dar. Für Wahlzwecke
werden diese Begriffe allerdings in „Frei¬
heit“ auf der einen und „Bürokratie“ auf
der anderen Seite verfälscht.

Eine der toten Katzen nennt sich „totali¬
täres Regime “ und eine andere „Polizei¬
staat“, eine dritte „Verteidigung gegen die
russische Aggression “. Die harte Tatsache
Ist aber, daß alle diese toten Katzen von
unserer Seite über den Zaun geworfen
werden.

Wir rüsten bis an die Zähne und lenken
unsere Arbeitskraft von der produktiven
Industrie, um der Welt die Plutokratie (wir
nennen sie Demokratie) aufzuzwingen im
Gegensatzzur offenbaren russischen Sowjet¬
demokratie.

Mir wird dauernd erzählt, daß ich in
Rußland erschossen werden würde, wenn
ich es wagen sollte , ein Wort gegen die Re¬
gierung «u äußern. Ich habe es aber er¬
lebt, daß meine Aeußerungen von der eng¬
lischen Presse Jahre hindurch boykottiert
wurden , während die Tageszeitungen jeden
Unsinn respektvoll Wiedergaben , wenn er
nur in plutokratischem Sinn gehalten war . . .

Die Legende um den Nazigeneral Rommel
Einige abfällige Bemerkungen in den

jetzt in deutscher Uebersetzung veröffent¬
lichten Memoiren General Eisenhowers
über General Rommel haben die deutsche
Volksseele der ewigen Rekruten zum Kochen
gebracht. In Zuschriften an die Redaktion
jener englisch kontrollierten in Deutschland
erscheinenden Zeitung, die Eisenhowers Me¬
moiren veröffentlicht, empören sie sich über
die angebliche Beleidigung „unseres Gene¬ral Rommel “ . Wir würden den Abdruck die¬
ser Verherrlichung eines Nazigenerals in
einer in Deutschland verbreiteten Zeituflgals ein Beispiel dieser kuriosen „Erziehungzur Demokratie und Entmilitarisierung“
registieren, wüßten wir nicht , daß die Le¬
gende vom genialen General Rommel heute
noch von vielen Tausenden geglaubt und
weiterverbreitet wird. Es ist nötig sie zu
widerlegen. Diese Legende hat viele Kapi¬tel. Da ist /

1 . Das Märchen vom genialen
Afrika -Strategen

Es hat seine Nahrung nicht- nur aus der
systematischenGoebbelspropagandabezogen,sondefn wurde zudem noch durch alliierte
Aeußerungen gestützt. Wie es Boxer und
Ringkämpfer lieben, die Stärke des nieder¬
gerungenen Gegners zu übertreiben, um den
eigenen Sieg umso glänzender erscheinen zu
lassen , wurde auch von englischer Seite
Rommels Feldherrngenie übertrieben.In Wahrheit hat Rommel in Afrika kei¬
nerlei über dem Durchschnitt liegende stra¬
tegische Leistungen gezeigt . Der Kriegwurde
Von beiden Seiten nach denselben Grund¬
sätzen des Bewegungskriegesgeführt. Dabei
gab es auf beiden Seiten gewonnene und
verlorene Gefechte , im ganzen gesehen war
Rommel aber der Verlierer. Der deutsch¬
englische Afrika-Krieg bestand aus zwei
Aktionen , dem Vormarsch bis in das ägypti¬
sche Grenzgebiet ünd die Zurückschlagungder deutschen Truppen nach Tripolitanien
vom März 1941 bis Anfang Januar 1942,und die zweite Ende Januar 1942 begin¬nende Aktion mit ihrem Vorstoß bei El
Alamein in Aegypten und der Zurücktrei-
bung , die dann in die endgültige Vernich¬
tung der deutsch -italienischen Afrikatrup¬
pen überging. Bei Aktionen sind von Rom¬
mel eindeutig verloren worden. 1941 war
der deutsche Vormarsch das Nachstoßen
hinter einer ungeschlagenen, planmäßig zu¬
rückgehenden Truppe, wobei die englischenVerluste an Menschen ünd Material relativ
gering waren. Der deutsche Rückmarsch je¬
doch war eine richtige Flucht, mit den dabei
unvermeidlichengewaltigen Verlusten nahe¬
zu des gesamten an der Front eingesetzten
Kriegsmaterials und der Aufreibung des
größten Teils der kämpfenden Truppe. Die

ganze Schwäche der Strategie Rommels
offehbarte sich in seiner Unfähigkeit, das
monatelang belagerte, nur feldmäßig be¬
festigte Tobruk zu nehmen. Beim zweiten
deutschen Vorstoß waren die englischen Ver¬
luste größer. Aber auch hier erwies sich die
englische Strategie in der erfolgreichen Ver¬
teidigung der entscheidenden Stellung vor
dem Nil bei El Alamein und der Kattara-
Senke der Kriegskunst Rommels überlegen.

Daß selbst deutsche Teilnehmer der
Rückzugskatastrophenauf der. nordafrikani¬
schen Wüstenstraße uiffer den ständigen
vernichtenden Luftangriffen, noch heute das
Lied vom „Genie “ Rommel singen ist nur
eine bewußte Selbsttäuschung . Sie identifi¬
zieren sich mit ihrem Kriegsgott und wol¬
len die eigene Niederlage nicht zugeben , ob¬
gleich ihnen noch heute der Angstschweiß

^bei der Erinnerung die angeblichen Siege
in Gefechten , z . B . der sogenannten Pan¬
zerschlacht am Halfaiapaß, die gemessen an
den Schlachten im Osten kleine Gefechte
ohne Bedeutung waren, die in keinem Hee¬
resbericht erwähnt worden wären . Allen
Verherrlichern Rommels oder irgend eines
anderen Nazigenerals muß das unwiderleg¬
bare Wort Clausewitz entgegenhalten:

„Bei der absoluten Gestalt des Krieges,
wq alles aus notwendigen Gründen ge¬
schieht , alles rasch ineinandergreift, . . .
gibt es wegen der vielfältigen Wechsel¬
wirkungen, die der Krieg in sich schließt ,
wegen des Zusammenhanges, in welchem
streng genommen die ganze Reihe der
aufeinanderfolgenden Gefechte steht , . . .
gibt es nur einen Erfolg, nämlich den
Enderfolg “.
Und von diesem Grundsatz der Kriegs¬

wissenschaft aus betrachtet steht nun eln-
' mal fest, daß Hitlers Armeen und seine Ge¬
nerale am Ende in Afrika wie in Europa
gottsjämmerlich Prügel bezogen haben. Dar¬
über täuschten keine Ritterkreuze und keine
Brillanten hinweg , die Hitler selbst geschla¬
genen Generalen noch um den Hals gehängt
hat.
2. Das Märchen vom „Soldatenvater “

Rommel
In der Rommel -Legende wird heute mit

zunehmenderStärke die Lüge von der Liebe
verbreitet, die zwischen Rommel und seinen
Soldaten bestanden habe. Das Gegenteil ist

die Wahrheit. Kaum ein deutscher General
ist von seinen Soldaten so verflucht wor¬
den, wie Rommel. Allein die Tatsache, daß
er den Heeresangehörigen , im Gegensatz zu
den Luftwaffen- und Marineeinheiten, kei¬
nen Heimaturlaub gewährte, während er
selbst mehrmals in Urlaub ging , war dem
Landser Grund genug , ihn zu hassen. Da¬
zu kam eine völlige Rücksichtslosigkeit
gegenüber Menschenverlusten . Wie Rommel
bei der Belagerung Tobruks nur mit Hand¬
waffen ausgerüstete Truppen — es waren
ja „nur“ ehemalige französische Fremden¬
legionäre , die hier wieder „wehrwürdig“
werden sollten — gegen Panzer und schwere
Waffen vorschickte , ist eines der übelsten
Kapitel deutscher Kriegsführung. Jene
Kraftfahrer , die bei Erkundungsfahrten, die
Rommel im Panzer unternahm, mit dem
PKW folgen mußten, können das Lied vom
„Soldatenvater“ Rommel nicht mehr singen ,
weil sie auf ihrem -Führerplatz erschösse *
wurden. Der Herr General forderte dann
eben einen neuen Kraftfahrer an . Die Ver¬
sorgung der Truppe mit trinkbarem Wasseg
fand den stärksten Widerstand Rommels ,
der den erforderlichen Brennstoff für die
DestillationseiHrichtungen nicht bewilligen
wollte. Für den Landser war seiner Mei¬
nung nach das Salzwasser der Wüstenbrun¬
nen gut genug . Er selbst verstand sein
„Magenleiden “ zu pflegen und di§ Geschichte
von „unserem General Rommel “, der „mo¬
natelang in der Wüste auch nur seine Büchse
Oelsardinen und Knäckebrotzu essen hatte“ ,
ist eine jener Lesebuchgeschichten vom
braven General, mit denen man Schulkin¬
der zu Kanonenfutter erzieht. Wer nicht
Generalsverpflegung teilhatte , weiß , wie die
bei höheren Stäben an den Vorteilen der
brutale Wirklichkeit war.
3 . Der „Widerstandskämpfer “ Rommel

Es soll hier nicht die Geschichte des er¬
zwungenen Selbstmordes Rommels im An¬
schluß an den 20. Juli geschildert werden.
Die Rolle des seinem „Führer“ bis zum
Selbstmord Ergebenen , in die sich Rommel
hierbei drängen ließ , war alles andere als
heldenhaft. Aber selbst einer Teilnahme an
der Verschwörung des 20. Juli unterstellt,
steht ihr gegenüber , daß er vorher, nicht
nur des Teufels General in Afrika und
Frankreich war, sondern in dieser Rolle ge¬
nau so brutal Todesurteile gegen „Defai -

Schafzucht mit Radio und Flugzeug

Mißwirtschaft mit Staatsgeldern ?
Karlsruher Finanzverwaltung „verschenkt“ Gelder für komfortable Privat Wohnungen
Das Karlsruher Blatt „SAZ“ stellt in

einem Artikel „Staatsgelder für komfor¬
table Privatwohnungen“ an die Finanz-
yerwaltung . von Nordbaden in Karlsruhe
folgende Fragen : „1 . Welche Verdienste hat
sich Ingenieur L. als Kraftfahrer hoher
badischer Beamter erworben, daß ihm ein
dem Staat gehörendes Haus mit staatlichen
Mitteln auf- bzw . ausgebaut wird. 2. Ist
das Bezirkswohnungsamt (Karlsruhe) dar¬
über unterrichtet worden, in welch groß¬
zügiger Weise von anderer staatlicher Seite
in diiesem Falle ein Haus für eine einzige
Familie als Wohnung vergeben wird? 3. Wie
rechtfertigt die Abteilung Finanzen der
Landesverwaltung die Ausgabe von 35 000.—
D-Mark für solche Zwecke angesichts der
Tatsache, daß der Staat angeblich allent¬
halben vor leeren Kassen steht und mit
aus diesem Grund zum „Kulturpfennig¬
gesetz “ greifen muß ?“

Aus dem Artikel erfahren wir, daß es
sich bei dem fraglichen Haus um eines der
beschädigten Häuser am Ostflügel des' Karlsruher Schlosses handelt, das jenem
Ingenieur L. so großzügig zur Verfügung
gestellt und dazu auf Staatskosten noch
ausgebaut wurde. Die Zeitung vermutet,
sicherlich nicht zu Unrecht, einige fragwür¬
dige Manipulationen als Hintergrund der
Geschichte . Wir glauben das auch , denn es
kommt zu der unglaublichen Finanzierung
noch hinzu, daß dieser L. mit seiner Fa¬
milie das zweistöckige Haus für sich allein
zur Verfügung hat . An der Beantwortung
der durch die „SAZ“ gestellten Fragen an
die Finanzverwaltung, der das Bauwesen bei
der Landesverwaltung untersteht, hat die
Oeffentliehkeit ein großes Interesse.

„Das Strafmaß muß im Rahmen
bleiben “

Unversehens war die 30jährige Maria B.
unter die Räder der Justiz geraten. In sehr
ärmlichen Verhältnissen lebend , gezwungen
mit ihrem geringen Verdienst ein Kind zu
ernähren und die Mutter mit zu unter-

• stützen, war sie auf eine recht dumme Art
mit den Gesetzen in Konflikt gekommen .
Ein alter Bekannte von ihr, der arbeitslose
Metzger H . , glaubte wohl durch Schwarz¬
schlachten am ehesten zu Geld zu kommen .
B ., die jahrelang als Bedienstete in einer
Wirtschaft tätig war , vermittelte dem Metz¬
ger auf dessen Ersuchen zwei Käufer für
zwei schwarzgeschlachtete Tiere . Verdient
hat sie bei der Sache , abgesehen von etwa
6—8 Pfund Fleisch , „die ihrer kranken Mut¬
ter auch gut tun würden“

, nichts bei diesem
Geschäft.

Gerade seit der Währungsreform wird
v/ohl mehr schwarz geschlachtet als je . Mit
Recht wurde in der Oeffentliehkeit kritisiert,
daß unsere Behörden gegen dieses Unwesen
viel zu lau Vorgehen . Aber man muß schon
sagen, unsere Justiz kann auch hinlangen,
wenn sie einmal derartige Verbrecher am
Kanthaken hat, ganz besonders aber dann,
wenn es sich um kleine Sünder aus den
ärmsten Kreisen handelt, wie im vorliegen¬
den Falle. Das Mannheimer Schöffengericht
hatte obengenannte Maria B . zu 9 Monaten
Gefängnis und zu zweimal je 150 M. Geld¬
strafe verurteilt . Auf die eingelegte Be¬
rufung mußte sich das Landgericht Mann¬
heim noch einmal mit dem Fall befassen .

Die Verhandlung erbrachte den Beweis ,
daß Maria B. sich nicht der Mittäterschaft

schuldig gemacht hat . Mit Recht wies der
Verteidiger darauf hin, daß das Strafmaß
im Rahmen bleiben muß und man allzu
leicht geneigt ist , aus der Nazizeit her Mo¬
nate oder Jahre Gefängnis als Bagatelle^ an¬
zusehen . Das Landgericht ermäßigte das
erstinstanzliche Urteil auf 3 Monate , indem
es nur Beihilfe zum Verbrechen gegen die
Kriegswirtschaftsverordnung annahm.

Massenversammlung in Karlsruhe -
Daxlanden

*
Dz . Schon lange vor Beginn war am ver¬

gangenen Samstag abend der große Saal im
„Lamm “ in Daxlanden überfüllt. 450 Men¬
schen drängten sich Kopf an Kopf und
Hunderte mußten umkehren, weil sie keinen
Platz mehr fanden. Gen . Willi Opel kam
nach 13jähriger Zuchthaus- und KZ-Haft
und anschließenderKriegsgefangenschaftzu¬
rück und berichtete von seinen Erlebnis¬
sen in den Folterstätten des 3. Reiches, der
teuflichen Verwendung der Gegner des
Naziregimes in der Division Pirlewanger
und seinen Erfahrungen in russischer
Kriegsgefangenschaft. Als einfacher Mensch
stand er vor der Menge und berichtete in
schlichten Worten von den Scheußlichkeiten
der SS-Banditen in Dachau und Flossen¬
burg. In manches Auge der Zuhörer tra¬
ten Tränen, auf vielen Gesichtem las man
die Erkenntnis, dieser Mensch lügt nicht , er¬
zählt keine Greuelmärchen,' das spürte jeder
und viele Versammlungsteilnehmer sind
nachdenklich nach Hause gegangen und
haben vor ihrem geistigen Auge die bar¬
barische Vergangenheit des 3. Reiches vor¬
beiziehen lassen, nicht ohne sich selbst zu
sagen , daß auch ihr Schweigen zu allen die¬
sen Dingen oder gar ihre, wenn auch nur
geringe Unterstützung mit dazu beitrug,
Hitler, Himmler und Göring Vorschub zu
leiste .

Im Anschluß an die sachlichen Ausfüh¬
rungen von Gen . Opel sprach Stadtrat Dietz
über die inländische und ausländische Ver¬
leumdungskampagne, wegen der sich noch
in russischer Kriegsgefangenschaft befind¬
lichen deutschen Kriegsgefangenen.

Die Ortsgruppe Daxlanden kann mit
dieser - Veranstaltung einen großen Erfolg
buchen . Vor 1933 war dieser Karlsruher
Vorort als rote Hochburg bekannt. Er steht
im Begriff , es wieder zu werden.

Wir gratulieren !
Unser 76jähriger Genosse Wilhelm Hun -

singer, seit über 50 Jahren in der Arbeiter¬
bewegung aktiv tätig. Mitbegründer der
alten Sozialdemokratie in der Pfalz, und
seine Frau feierten am 17 . Januar ihr gol¬
denes Ehejubiläum, wozu die Redaktion
des Volksechos und der Kreisvorstand der
KP auf das Herzlichste gratulieren.

Ortsausschuß des ADSB Mannheim
Im Rahmen der Betriebsräteschulung zur

Vorbereitung auf das Mitbestimmungsrecht
spricht am Montag, dem 24. Januar 1948, um
19.30 Uhr, im oberen Saal der Wirtschafts¬
hochschule (Lessingschule) Dr, Mohr über
„Die Entwicklungsstufen der ’ Volkswirtschaft
und völkischen Lehrmeinungen“.

„Schwarze Erde“ — so heißt die Halb¬
wüste in der Kaspischen Ebene , wohin die
Hirten im Winter die Schaf- und Vieh¬
herden treiben. Hier finden die Tiere unter
der dünnen Schneeschicht grünes Futter
und auch das Klima ist hier milder als in
anderen Gebieten. Und doch kann es pas¬
sieren, daß ein Schneesturm hereinbricht,
der Frost den Boden mit einer harten Eis-
schcht überzieht, die kein Tierhuf durch¬
schlagen kann. Hält dieses Wetter Tage
und Wochen an, so gehen die Tiere zu¬
grunde. So war es früher.

Und jetzt : Wlas Tolotschko führt die
erste Schafherde der Budjonny-Kollektiv-
wirtschaft, 23 weitere Herden folgen in
kurzen Abständen. 300 Kilometer müssen
sie bewältigen, um ihr Winterlager auf der
„Schwarzen Erde“ zu erreichen. Hier hat
die Kollektivwirtschaft ein Gut eingerich¬
tet , hier wird im Sommer Heu gemäht, um
auf alle Fälle vorzusorgen . Für das Vieh
werden bei Schneestürmen Schutzschirme
aufgestellt. Für die Hirten gibt es auf dem
Gut einen Laden, in dem sie alles kaufen
können, Speisesaal , Gemeinschaftsraum mit
Radio und Bibliothek, Waschküche,
Schmiede und einen Raum für den Tier¬

arzt, in dem er erkrankte Tiere unter¬
suchen und behandeln kann.

Wenn sich bei Sturm eine Herde ver¬
läuft , wird durch den Kurzwellen-Sender
die Stadt benachrichtigt, die ein Such-
Flugzeug ausschickt und durch Radio die
Hirten über Aufenthalt der Herde benach¬
richtigt. Im April kehren die Herden satt,
mit prächtiger Wolle wieder in die Kol¬
lektivwirtschaften zurück.

Auf einer Fläche von 40000 ha deinen
sich die Ländereien der Budjohny-Kollek-
tivwirtschaften aus . Weizen , Roggen , Hafer
wächst auf den Feldern, auch Melonen ,
Gurken und Baumwolle . Doch ist das Vieh
ihr größter Stolz : 18 000 Schafe , 2000 Kühe
zählen sie in ihren Herden. 68 Tonnen
Schafwolle lieferten sie in diesem Jahr
dem Staat ab . ZV, Millionen Rubel zahlte
ihnen dieser für ihre abgelieferten land¬
wirtschaftlichen Erzeugnisse . Nachdem die
Kollektivbauern für ihre fleißige Arbeit ihre
Anteile ausbezahlt bekamen, konnte die
Kollektivwirtschaft noch einen Klub, ein
Erholungsheim am See ’ aufbauen, alle
Bauernhäuser mit elektrischem Licht,
Strom und Rundfunkgeräten versehen.

tisten“ vollstrecken ließ , wie andere Nazi-
Generale auch .

In manchem Wüstengrab modern die Ge¬
beine nicht vom Feinde, sondern von deut¬
schen HinrichtungskommandoeErschossener .
Umso schlimmer für Rommel , wenn er nicht
an die Naziphrasen glaubte, als er diese
Todesurteile bestätigte. Daß Rommel dann
schließlich durch Selbstmord Hitlers Kriegs¬
politik unterstützte , statt durch einen mann¬
haften Widerstand den Verbrecher zu ent¬
larven, beweist, daß er selbst am Ende des
Krieges Hitler und seiner Generalsclique
näherstand als den wirklichen Widerstands¬
kämpfern.

Die Rommel -Legende in ihren verschie¬
denen Variationen spielt in der geistigen
Remilitarisierung Deutschlands heute die¬
selbe Rolle wie das Märchen vom „im
Felde unbesiegten“ deutschen Heere nach
dem ersten Weltkrieg. Es kann ihr darum
nicht energisch genug entgegengetretenwer¬
den. Das deutsche Volk muß endlich be¬
greifen, daß geschlagene Generale nicht
nachträglich in Sieger umgelogen werden
können.
Vom Minderbelasteten zum Mitläufer
Der bekannte Mannheimer Großindu-

trielle und Großgrundbesitzer Dr. Fritz
Reuther, während des Nazismus Handels¬
kammerpräsident in Mannheim und Be¬
triebsführer des NS-Musterbetriebes Bopp
und Reuther, wurde „auf dem Verwaltungs¬
wege “ unter Aufhebung des Urteils der
Spruchkammer, das ihn als Minderbelaste¬
ten einstufte, in die Gruppe der Mitläufer
eingereiht. Anstelle der über ihn verhäng¬
ten Sühneleistung von 20 000 DM braucht
der Millionär Dr. Fritz Reuther nunmehr
nur noch 2000 DM zu bezahlen.

KPD schließt Gewerkschafts -
- Sekretär aus

Das Landessekretariat der KPD Württem¬
berg-Baden hat in seiner letzten Sitzung
den Gewerkschaftssekretär Karl Deck ,Karlsruhe , auf Antrag des Kreises Karls¬
ruhe wegen parteischädigenden Verhaltens
aus der Partei ausgeschlossen . Karl Deck
hat als einer der verantwortlichen Gewerk¬
schaftssekretäre Karlsruhes in letzter Zeit
seine Pflichten in unverantwortlicher Weise
vernachlässigt. Die Warnungen der Partei,seine Gewerkschaftsarbeit so auszuüben ,daß die Gewerkschaftler keinen Grund zur
MUßbilligung haben, wurden von ihm miß¬
achtet, Versprechungen, sich zu ändern,nicht gehalten.

Das Landessekretariat der KPD hält es für
untragbar , daß Karl Deck in einer Ar¬
beiterorganisation eine führende Stellung
einnimmt. Es ist der Auffassung , daß für
Karl Deck heilsam wäre, wieder zurück in
einen Betrieb zu kommen , damit er die
Schwere des Existenzkampfes der Arbeiter
wieder am eigenen Leibe zu spüren be¬
kommt.

Sport -Glossen
Ein Fußballfreund, der in Dover am

Rande eines Sportfeldes vorbeiging , sah
plötzlich etwas Schwarzes auf sich zu flie¬
gen . „Ein Fußball !“ dachte er und köpfte
ihn. Er mußte gleich darauf mit einem
schweren Schädelbruch in das nächste Kran¬
kenhaus transportiert werden. Er köpfte
keinen Fußball, sondern die Eisenkugel eines
Kugelstoßers.

Der Fußballsport hat wohl die meisten
fanatischen Verehrer. Wie versessen ein
Mensch , auf diesen Sport sein kann, zeigte
folgender Vorfall in Hamm . Ein alter Fuß¬
ballfreund, der schon seit über zwanzigJahren jedes Spiel seines Vereins besuchte,erlitt auf einem Sportplatz einen Schlag¬anfall. Nachdem er vorübergehend bewußt¬
los gewesen war , würde er noch einmal wie¬
der wach, fragte : „Wie steht das Spiel,haben wir gewonnen?“ und starb dann.

Süddeutsche Oberliga
SV Waldhof — Schweinfurt 05 0 :0
VfB Stuttgart — BC Augsburg 4 :3
Bayern München —, Ulm 46 1 :3
1. FC Nürnberg — Eintrachf Frankfurt 1 :1
Schwaben Augsburg — Stuttg . Kickers ausgef.
FSV Frankfurt — VfB Mühlburg abgebr .

Wie schwankend die Leistungen aller Ver¬
eine, mit Ausnahme der Offenbacher KickeA,
sind, bewies die sensationelle Niederlage der
Münchener Bayern auf eigenem Platz gegen
den Tabellenletzten Ulm. Am Vorsonntag noch
siegten die Bayern gegen den VfR Mannheim
überlegen mit 7 :0 und waren gerade durch
diesen Sieg im Treffen gegen Ulm haushoher
Favorit . Zum großen Leidwesen der Tipper
aber kam es anders . Waldhof spielte gegen
Schweinfurt überlegen, ohne aber zu Toren
zu kommen, so daß die Schweinfurter einen
wertvollen Punkt entführen konnten . Der
1 . FC Nürnberg zeigte sich weiterhin in schwa¬
cher Form und konnte gegen Eintracht Frank¬
furt nur ein mageres 1 :1 erzielen . Daß die
Vereine am Tabellenende sich verzweifelt um
eine Verbesserung ihres Tabellenstandes weh¬
ren, mußte der VfB Stuttgart erkennen , als er
dem BC Augsburg nur mit Glück beide Punkte
abnehmen konnte . Die Treffen Schwaben
Augsburg — Stuttgarter Kickers ünd FSV
Frankfurt — Mühlburg fielen den schlechten
Bodenverhältnissen zum Opfer.

Der kommende Sonntag bringt nun den
Beginn der Rückrunde. ' Waldhof empfängt
deh BC Augsburg, eine Mannschaft, die den
Waldhöfem schon schwer zu schaffen machte.
Trotz'dem rechnen wir endlich wieder mit
einem Waldhofsieg. Der VfR . Mannheim
muß nach Nürnberg zum Club. Dieser Gang
in die Höhle des Löwen hat etwas an Gefähr¬
lichkeit verloren , so daß man dem VfR schon
einige Chancen einräumen kann , ln München
steigt der Schlager 1860 — Kickers Offenbach.
Die erste Niederlage wäre eigentlich schon
längst fällig. Vielleicht gelingt 1860 der große
Wurf. In den übrigen Spielen Schweinfurt
05 — Bayern München, Stuttgarter Kickers —
FSV Frankfurt , Schwaben Augsburg — VfB
Stuttgart , Eintracht Frankfurt — Mühlburg,Rödelheim — Ulm 46 kann man den Platzbe¬
sitzern etwas bessere ChaReen geben.

Badische Landesliga
Feudenheim — ASV Durlach 2 :0, Friedrichs¬

feld — Schwetzingen ausgef. , Viernheim —
Brötzingen 1 :1, VfR Pforzheim — VfL Neckarau
ausgef., Phönix Karlsruhe — Rohrbach 3 :2,Knielingen — 1 . FC Pforzheim 0 :1,

Daß in Feudenheim die Punkte hoch hän¬
gen, mußtz der Spitzenreiter ASV Durlach er¬
kennen . Feudenheim gewann verdient mit
2 :0 und leistete dem VfL Neckarau damit wert¬
volle Schrittmacherdienste . Die anderen Spiele
brachten keine besonderen Ueberraschungen .

Schach
Knacken Sie gerne SchachnüsSe ?
Wenn die Zeitung kommt, liest der Vater

zuerst den Börsenbericht, die Mutter : „Was
gibt’s in der nächsten Dekade,“ , Onkel Richard:
den politischen Teil , Tante Eulalia : die Fami¬
liennachrichten, di* Tochter Melanie: „Was die
Mode bringt?“ und der Sohn Theophil: die
Schachspalte. — Der Vater findet es unbegreif¬
lich , was so eine Schachspalte auch anziehend
machen könnte: lauter Ziffern und Zahlen!
Dem Theophil andererseits will es absolut nicht
in den Kopf hinein, wieso ausgerechnet ein
Börsenbericht interessant sein könnte : lauter
Ziffern und Zahlen! Also auch hier : „zwei Wel¬
ten !“

J . A . Schiffmann . „Brisbane Sports Referee “
1928. Erster Preis.

$
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Matt in zwei Zügen!

In der Schachspalte des „Intelligenzblattes“
stand ein Zweizüger von Schiffmann, und
Theophil hatte ihn auf seinem Schachbrett auf¬
gestellt. Dieses Problem batte es ihm angetan,besonders die sieben Schwarzen auf der rech¬
ten Bretthälfte . Er grübelte schon einige Mi¬
nuten , doch die Lösung wollte ihm nicht
glücken. War er denn heute ^ chachblind? Er
wollte schon das „Teufelszeug“ wutentbrannt
an die Wand werfen — da kam ihm blitzartigdie Erleuchtung, ein Gedanke von nur % Se¬

kunden Dauer , doch das Gefühl: das Ist die
Lösung ! wurde ihm zur Gewißheit! Er bewegteabwechselnd die weißen und die schwarzenSteine auf dem Brett und mit fliegenden Pul¬
sen notierte er nun die Lösung auf ein Blatt
Papier . — Es ist ein stolzes Gefühl, ein schwie¬
riges Problem gemeistert zu haben ! Es ist
vielleicht mit dem erhabenen Gefühl vergleich¬bar , das einst Rudolf 'Diesel beseelte, als sein
neuartiger Motor zum Ersten Male lief. Un¬
gezählte Versuche hatte er in jahrelanger rast¬
loser Arbeit angestellt , oft wollte er an dem
Gelingen seines Werkes verzweifeln. Immerneue Hindernisse stellten sich ihm in den Weg ,nicht zuletzt auch finanzieller Natur . Doch sein
Genie brach sich endlich Bahn. Seine Berech¬
nungen erwiesen sich als richtig und allen
Skeptikern und allen Anfeindungen zum Trotz
hatte er mit eiserner Beharrlichkeit sein Ziel
verfolgt und erreicht . Und als Frucht dieser
Arbeit schenkte er der Menschheit den Rohöl¬
motor mit dem Einspritzverfahren , den Die¬
selmotor . Mußte sein häßliches Brummen keine
Sphärenmusik sein für sein Ohr, für seineSeele, als dieser Motor zum ersten Male lief?

Fragen Sie einen Schachspieler, ob er es jebereut hat das schöne Spiel gelernt zu haben!
Fragen Sie einen Problemisten , warum er trotz
manchen Fehlschlägen immer wieder sein
Brett hervorholt und löst!

ß
„Treubruch der Liebe — alltäglich!
Treubruch im Schach — unmöglich!"

(K. Euler)
Mit diesem kleinen Poem wollen'wir unsere

Betrachtungen beschließen, doch — — fast
hätten wir es ja vergessen : wie sah denn die
Lösung aus, die Freund Thedphil, das Löser¬
genie, notierte ?

Mit freundlicher Erlaubnis des Verlags brach-
’ ten wir eine kleine Leseprobe aus dem soeben
erschienenen Buch „SCHACHPROPLEME“ von
E. Ramin. Verlag SCHACHWELT/Stutigart W„
Reinsburgstraße 178. TZ-Seiten mit 28 Dia¬
grammen.

Herausgeber : KPD Nordbaden , Mannheim , S J , M.
Verantworte für den Inhalt : Willy Grimm , Mann¬
heim , S 3 , 1«, Telef . 432 60. - Drude : Mannheimer
Großdruckerei , Mannheim , R 1, 4-6. - Vertrieb :
Nordbadische Zeitungsvertriebs - G .ra .b .H ., Mann¬
heim , S 3, 10. Mit Genehm gung der Nachrichten -
kontrollabteUung für Württemberg -Baden . - Auf¬
lage : 25 000 .

>


	[Seite 229]
	[Seite 230]
	[Seite 231]
	[Seite 232]

